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1 Vorwort der Auftraggeber

Die Ansprüche an die Energieversorgung der Zukunft sind vielfältig: Neben der Gewähr-
leistung der Versorgungssicherheit und der Stabilität der Preise für den Endkunden müs-
sen auch der Klimaschutz und mit ihm die Reduzierung von Treibhausgasemissionen eine
zentrale Rolle spielen. Der Umbau des Energieversorgungssystems weg von fossilen Ener-
gieträgern hin zu erneuerbaren Energien stellt die Gesellschaft dabei aber vor besondere
Herausforderungen, weil zum Teil neue Konzepte erarbeitet und neue Wege gegangen wer-
den müssen.

Mit der Ankündigung des schwedischen Energieversorgers Vattenfall im Mai 2007, das
Heizkraftwerk Klingenberg im Bezirk Berlin-Lichtenberg durch den Bau eines neuen Stein-
kohlekraftwerk um das Jahr 2018 herum ersetzen zu wollen und damit das Zeitalter der
Nutzung fossiler Energieträger fortzuschreiben, regte sich innerhalb der Bürgerschaft, von
Verbänden und Politik massiver Widerstand. Die Pläne, von denen sich Vattenfall mittler-
weile verabschiedet hat, haben gezeigt, dass die energiepolitische Zukunft Berlins nicht
allein den Planungen des schwedischen Staatsunternehmens überlassen werden kann. Im
Folgenden wurde daher von Klima-Allianz, einem Bündnis von mehr als 100 Organisa-
tionen aus den verschiedensten gesellschaftlichen Bereichen, zusammen mit dem BUND
Berlin die Studie zur „Zentrale(n) und dezentrale(n) Wärmeversorgung in Berlin“ in Auf-
trag gegeben.

Untersuchungsgegenstand

Ziel der Studie war es, für die durch das Kraftwerk Klingenberg derzeit bereitgestellte Wär-
memenge eine Alternative zu erarbeiten, die eine Wärmeversorgung der rd. 200.000 Haus-
halte auch ohne Kohlekraftwerk sicherstellen kann. Dabei ging es nicht um die Erstellung
einer weiteren Potenzialsstudie, die belegen würde, dass die notwendige Wärmemenge sich
einerseits reduzieren und dann dezentral mit zeitlich wachsendem regenerativem Anteil de-
cken ließe.

Vielmehr wurde eine Studie mit Umsetzungs- und Machbarkeitscharakter in Auftrag gege-
ben, die eine konkrete Vorplanung der Versorgung des betreffenden Gebiets darstellt und
prüft. Ausgangspunkt war dabei der jeweils benötigte Wärmeleistungswert und die Frage,
ob die Versorgung zu jedem Zeitpunkt mit Blockheizkraftwerken (BHKW) sichergestellt
werden kann oder in wieweit hierzu auch die umliegenden Heizkraftwerke (Mitte, Lichten-
berg und Neukölln) einbezogen werden müssen.

Ferner war die Vorgabe, dass diese angestrebte dezentrale Versorgungsstruktur die Nut-
zung von Solarwärme, wo immer wirtschaftlich darstellbar, einbezieht und den möglichen
Einsatz von BHKW aller Größenklassen (von 5kW thermische Leistung aufwärts) unter-
sucht. Insbesondere sollte dabei die Leistungsbereitstellung und die Leistungsverteilung0
(Anschlusswerte und reale Wärmeströme) in winterlichen Kälteperioden untersucht und si-
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chergestellt werden.

Damit liefert die Studie einen Diskussionsbeitrag, wie ein Energieversorgungssystem öko-
nomisch (festgemacht am Wärmegestehungspreis) und ökologisch (CO2-Emissionen pro
Jahr) umstrukturiert werden kann.

Da bereits während der Beauftragungsphase deutlich wurde, dass Erdgas als Übergangs-
energieträger verwendet werden muss, wurde unter dem Aspekt Versorgungssicherheit zu-
gleich ein Überblick über die weltweite Erdgas-Versorgungslage erstellt. Hinzu kam, dass
auch hier Wert darauf gelegt wurde, den fossilen Gasanteil durch Biogas soweit möglich zu
substituieren. Hierzu galt es, eine Abschätzung der regionalen Biogaspotenziale vorzuneh-
men. Auch bei den dezentralen BHKW lag die Brennstoffpräferenz bei Nachwachsenden
Rohstoffen.

Insbesondere bei den nachwachsenden Rohstoffen galt die Menge des maximal nachhaltig
ökologisch erzeugbaren Brennstoffes als limitierender Faktor bei der Ausgestaltung der de-
zentralen Versorgungsstruktur.

Aufgrund der Auftragsstellung, dass dezentrale Anlagen maßgeblich zur Wärmeerzeugung
eingesetzt werden, musste auch die rechtliche Situation geprüft werden, also wie die dezen-
trale Einspeisung in das vorhandene, gegenwärtig von Vattenfall betriebene Fernwärmenetz
sichergestellt werden kann. Die rechtliche Überprüfung hat Wege aufgezeigt, wie ein sol-
cher Zugang ermöglich werden kann. Diese Detailergebnisse sind jedoch nicht Teil dieser
Veröffentlichung.

Ergebnisse

Die Studie kommt abschließend zu dem Ergebnis, dass unter Einbeziehung des bestehen-
den Fernwärmenetzes und dezentraler Lösungen mittels erneuerbarer Energien zu einem
geringfügig höheren Wärmegestehungspreis wesentliche Anteile der Treibhausgasemissio-
nen eingespart werden können. Der Bedarf an Biomasse und Biogas kann ohne Nachteil
für die Regionen in Brandenburg und unter Wahrung ökologischer Gesichtspunkte gedeckt
werden.

Der Anteil an solarer Strahlungsenergie an der Wärmeversorgung ist in der Studie äußerst
konservativ gewählt. Ein schnelleres Ausbauszenario der solaren Wärme ist realistisch und
wünschenswert. Damit würde sich auch der Anteil des einzig in der Simulationsrechnung
verbliebenen fossilen Energieträgers Erdgas im Jahr 2018 und darüber hinaus stärker als
angenommen reduzieren.

Die vorliegende Studie ist ein wichtiger Diskussionsbeitrag zur zukunftsorientierten Ge-
staltung unserer Energieversorgung. Zudem bietet die vorliegende Arbeit zahlreiche An-
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knüpfungspunkte und Erweitungsmöglichkeiten für ein umfassendes Energiekonzept für
die gesamte Stadt Berlin. Wir werden die Diskussion um eine umweltverträgliche Energie-
erzeugung weiterhin konstruktiv begleiten.

Danken möchten wir den Verfassern dieser Studie:
Prof. Dr. Jochen Twele von der Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin, für die
eigentliche Berechnung der möglichen alternativen Wärmeversorgung und die zentrale Ab-
stimmung der einzelnen Teile mit den anderen Verfassern.
Malte Schmidthals vom Unabhängigen Institut für Umweltfragen e.V., für die Bearbeitung
der Frage der Versorgungssicherheit und der Verfügbarkeit biogener Brennstoffe.
Hartmut Gaßner von Gaßner, Groth, Siederer & Coll. für die Prüfung der rechtlichen Situa-
tion des Fernwärmenetzzugangs für Dritte.
Prof. Dr. Uwe Leprich von der Hochschule für Technik und Wirtschaft Saarland (Fachbe-
reich Wirtschaftsingenieurwesen) für die externe Begutachtung der Studie.

Wir wünschen Ihnen in diesem Sinne eine spannende Lektüre!

Jürgen Maier Andreas Jarfe
Mitglied im Sprecherrat Geschäftsführer
der Klima Allianz BUND Landesverband Berlin
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„Dynamische Gebäudesimulation“
(Prof. Dr.-Ing. Friedrich Sick, Ingenieurbüro Sick)

„Versorgungssicherheit Erdgas und Biogasangebot“
(Malte Schmidthals, UfU)

„rechtliche Rahmenbedingungen für ein dezentrales
Wärmeversorgungskonzept“
(Hartmut Gaßner, GGSC)



Teil I
Dezentrales Wärmeversorgungskonzept
in den Berliner Stadtbezirken
Lichtenberg, Friedrichshain-Kreuzberg
und Marzahn-Hellersdorf für das Jahr
2018

Mathis Buddeke B Sc.
Prof Dr. Ing. Jochen Twele

HTW Hochschule für Technik und wirtschaft Berlin
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2 Einleitung

Die Wärmeversorgung in den Berliner Stadtbezirken Lichtenberg, Friedrichshain-Kreuzberg
und Marzahn-Hellersdorf basiert zu großen Teilen auf einem zentral versorgten Fernwärme-
netz. Bisweilen basieren die Kraft- und Heizwerke, welche die Wärme einspeisen, nahezu
vollständig auf fossilen Energieträgern wie Braun- und Steinkohle.
Das Berliner Klimaschutzziel, die CO2-Emissionen bis zum Jahr 2020 um 40% gegen-
über 1990 zu senken, ist ein ambitioniertes Vorhaben, dessen Realisierung unmittelbaren
Handlungsbedarf fordert. Damit die politische Diskussion um das weitere Vorgehen in der
Berliner Wärmeversorgung produktiv weitergeführt werden kann, müssen Alternativen auf-
gezeigt werden, deren Fokus auf der Anwendung nachhaltiger Energieressourcen liegt.
Aus diesem Anlass hat der BUND- Berlin zusammen mit der Klima Allianz eine Studie in
Auftrag gegeben, um mögliche Versorgungsstrukturen für drei Stadtbezirke, die weitgehend
durch Fernwärme versorgt werden, näher zu untersuchen. Es sollen mehrere umfassende
Konzepte auf ihre Wirtschaftlichkeit untersucht werden, die nicht nur die fernwärmever-
sorgten Gebäude behandeln, sondern auch dezentral beheizte Wohn�ächen einbeziehen.
Die Hochschule für Technik und Wirtschaft hat sich dieser Aufgabe gewidmet und stellt im
Folgenden die Ergebnisse der Untersuchung dar.
Neben der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung sind durch Teilstudien weitere wichtige Aspek-
te untersucht worden.
Das Unabhängige Institut für Umweltfragen UfU hat untersucht, welche Potentiale für die
Einführung von Biomasse und Biogas bestehen. Auch wurde eine eine Prognose über die
Entwicklung des Wärmebedarfs in den untersuchten Stadtgebieten erstellt.
Die rechtlichen Voraussetzung, die die Grundlage für eine Umstrukturierung des Wärme-
marktes bilden, wurden vom Rechtsanwaltsbüro Gaßner, Groth, Siederer & Coll. dargestellt
und sind in Form einer weiteren Teilstudie beigefügt.
Im Folgenden sind alle Projektpartner, welche zur Erstellung der Studie beigetragen haben,
aufgeführt

3 Ziel der Studie

In dieser Studie wird untersucht, wie die Wärmeversorgung in den drei Berliner Bezirken
Friedrichshain- Kreuzberg, Lichtenberg und Marzahn-Hellersdorf wirtschaftlich und öko-
logisch sinnvoll umstrukturiert werden kann. Die Untersuchungen werden mit Hinblick auf
das Jahr 2018 durchgeführt. Dies stellt in etwa den Zeitraum dar, der für eine Wandlung
der Infrastruktur genutzt werden kann, da spätestens dann Teile des heutigen, zentralen
Kraftwerkparks aufgrund ihres Alters nicht weiter verfügbar sind. Es werden verschiedene
Ansätze verfolgt, welche die Nutzung regenerativer Energien vorantreiben sollen. So wird
eine thermische Jahressimulation der genannten Bezirke unternommen, welche Aufschluss
über den zeitlichen Verlauf des Wärmebedarfs gibt. Dieser ist die Führungsgröße für die si-
mulierten Heizungsanlagen. Wenn Kraftwärmekopplungsanlagen verwendet werden, wird
der entstehende Strom als Nebenprodukt bewertet. Des Weiteren werden Kon�gurationen
aus verschiedenen Technologieformen auf Wirtschaftlichkeit und Ökologie untersucht und
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miteinander verglichen.
Grundsätzlich werden zwei Ansätze untersucht, die zum einen ein Beibehalten der beste-
henden Infrastruktur, und zum anderen einen Ausbau dieser voraussetzen.
Der erste Ansatz (im Folgenden Ansatz 1), bei dem mit der bereits bestehenden Infrastruk-
tur gearbeitet wird, beinhaltet eine getrennte Betrachtung von dezentral versorgten Häusern
und denen, die an ein Fernwärmenetz angeschlossen sind. Das bedeutet, dass ein Teil der
beheizten Flächen von Kleinanlagen wie z.B. Pelletsheizungen versorgt wird und der übrige
Anteil von mittelgroßen bis großen Anlagen über ein bestehendes Fernwärmenetz beheizt
wird. Es wird berechnet, wie sich die Wärmeversorgung im Jahr 2018 wirtschaftlich dar-
stellen lässt, wenn vorrangig regenerative Energiesysteme oder Systeme mit hoher Ef�zienz
zum Einsatz kommen. Zudem wird für die Technologien im dezentralen Einsatz die Ent-
wicklung der Wirtschaftlichkeit vom Jahr 2009 bis 2018 dargestellt.
Der Zweite Ansatz (Ansatz 2) untersucht die gesamte beheizte Fläche in den drei Bezirken
und setzt voraus, dass ein Ausbau der Fernwärmeversorgungsstruktur stattgefunden hat, der
es ermöglicht, alle beheizten Flächen durch Nah- und Fernwärme zu versorgen.
Als Ergebnis wird eine Gegenüberstellung der verschiedenen Modelle vorgenommen, wel-
che mit Hilfe relevanter Zielparameter wie dem Wärmegestehungspreis und den jährlichen
CO2-Emissionen aufzeigt, welcher Lösungsansatz für die Berliner Wärmeversorgungsstruk-
tur im Jahr 2018 verfolgt werden sollte.
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4 Vorgehensweise

4.1 Datengrundlage

Um potentielle Szenarien der Berliner Wärmeversorgung von heute und der nahen Zukunft
darstellen zu können, gilt es, ein möglichst genaues Abbild der beheizten Flächen innerhalb
der untersuchten Stadtgebiete zu erstellen. Dies verlangt neben den Informationen über die
städtebauliche Struktur auch Kenntnisse über den Sanierungsstand der einzelnen Gebäude
und deren Nutzung.
Ebenso wichtig ist es, technologiespezi�sche Daten zu verwenden, die aus der täglichen
Praxis in Form von Erfahrungswerten vorliegen. Deshalb wurde für diese Studie keine ei-
genständige Datenerhebung vorgenommen, sondern nach bereits vorhandenen Informatio-
nen recherchiert. Im Folgenden wird auf die einzelnen Datenquellen eingegangen, die als
Berechnungsgrundlage herangezogen wurden.

4.1.1 Flächen und Stadtstruktur

Die Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung Berlin stellt mit Ihrem Internetportal,
dem FIS-Broker [2], umfangreiche Daten über die Stadtstruktur in Form von Kartenmaterial
und Datensätzen zur Verfügung. Mit Hilfe von Filtern lassen sich Datensätze für gewünsch-
te Bereiche erstellen.
Die Au�ösung der Datensätze geht bis hin zu einzelnen Häuserblocks, so kann man sich
z.B. alle beheizten Flächen innerhalb eines dieser Blöcke angeben lassen.
Um Informationen übersichtlich darstellen zu können sind viele Datensätze auf Mitte-
lungsbereiche reduziert, die auch vom statistischen Bundesamt genutzt werden. Diese hei-
ßen statistische Gebiete und unterteilen das Untersuchungsgebiet in 45 Teilgebiete (13 in
Friedrichshain-Kreuzberg, 16 in Lichtenberg und 16 in Marzahn-Hellersdorf, siehe Abb.
4.1).

Alle Berechnungen sind für die einzelnen statistischen Gebiete durchgeführt worden, wo-
bei die höher aufgelösten Blockdaten, mit den jeweiligen Flächenanteilen zu den Gebieten
zusammengefasst wurden. In Abbildung 4.1 ist ein Kartenausschnitt aus der Wärmedichte-
karte zu sehen. farblich hervorgehoben sind die statistischen Gebiete des Untersuchungsge-
bietes mit den zugehörigen spezi�schen Wärmedichten inkWh

m2 .
Mit Hilfe dieser Karten konnten detaillierte Informationen über das Stadtgebiet zusammen-
gestellt werden, die als Berechnungsgrundlage für die Jahressimulation dienen.

• Stadtstrukturtypen: Diese Karte enthält Informationen über den Bestand der ein-
zelnen Gebäudetypologien, die Gesamt�äche der Blöcke, sowie die bebaute Fläche.

• Heizungsarten:Die unterschiedlichen Heizungsarten wie z.B. Ölheizung, Kohlehei-
zung oder Fernwärme sind mit ihren Flächenanteilen für alle Blöcke einzeln aufge-
führt. So lässt sich eine Angabe über die gesamte, beheizte Fläche und die derzeit an
das Fernwärmenetz angeschlossene Wohn�äche erstellen.
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Abb. 4.2: Spezi�scher Lastverlauf eines unsanierten Einfamilienhauses vom Baujahr vor
1984.

Zeitreihen führt, die für die Nachbildung der blockinternen Heizlasten genutzt werden kön-
nen.
Aus der Deutschen Gebäudetypologie des IWU [1] wurden fünf Gebäudetypen mit den

Spezi�kationen eines unsanierten Zustandes für eine Simulation der Wohngebäude ausge-
wählt. Zudem wurden ein Bürogebäude und ein Schulgebäude untersucht.
Die einzelnen Spezi�kationen der unterschiedlichen Gebäude �nden sich in Anhang I. Für
die Simulation der sanierten Gebäudetypen sind verbesserte Wärmedurchgangskoef�zien-
ten für die wärmeleitenden Bauteile angesetzt worden, wie sie bei heutiger Dämmung üb-
lich sind. Es wurde bewusst nicht das technisch mögliche Maximum an energetischer Sa-
nierung zugrunde gelegt, sondern ein üblicher Sanierungsstandart angenommen. Hierdurch
sollte eine möglichst realitätsnahe Sanierungsvorschau erzeugt werden.

In Tabelle 1 sind die unterschiedlichen Gebäudetypen mit den sich aus der Simulation erge-
benden Werten für den spezi�schen jährlichen Wärmebedarf dargestellt. Des Weiteren ist
die Wärmedichte der statistischen Gebiete in Abb. 4.4 dargestellt, welche angibt, wie viel
Energie im Jahresverlauf, bezogen auf die Grund�äche, benötigt wird.

Große Industrieunternehmen, die abhängig von ihrer Tätigkeit einen sehr unterschiedlichen
Wärmebedarf benötigen, wurden in der Studie nicht berücksichtigt, da angenommen wird,
dass diese Betriebe durch eine eigene, individuelle Wärmeversorgung wirtschaftlicher be-
heizt werden können und ihre Abwärmepotentiale betriebsintern nutzen. Hier besteht eine
weitere Möglichkeit die hier jedoch nicht weiter diskutiert werden soll, nämlich dass ver-
schiedene Unternehmen einen Zusammenschluss bilden um gemeinsame, optimierte Wär-

Abb. 4.3: Verlauf der Umgebungstemperatur über das simulierte Jahr
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das dynamische thermische Verhalten von Gebäuden unter Berücksichtigung ihrer internen
Wärmespeicherfähigkeit modellhaft abgebildet und simuliert wird. Dabei werden eingangs-
seitig stündlich aufgelöste Wetterdaten des Standorts Berlin bereitgestellt, ausgangsseitig
ergeben sich die stündlich aufgelösten Zeitreihen des Heizwärmebedarfs. In Abbildung 4.2
ist das Ergebnis in Form eines Lastverlaufes am Beispiel eines unsanierten Einfamilienhau-
ses vom Baujahr vor 1984 aufgeführt. Dabei wurde ein Verlauf der Umgebungstemperatur
verwendet, der in Abbildung 4.3 dargestellt ist [5]. Dieser stellt ein übliches Jahr mit eini-
gen sehr kalten und sehr warmen Tagen dar.

4.1.3 Technologiedaten

Bei der Auswahl der zu verwendenden Heizsysteme wurden mehrere Aspekte berücksich-
tigt, um eine möglichst zukunftsfähige und umweltfreundliche Wärmegewinnung zu er-
möglichen. Der Vorrang galt der Solarenergienutzung und denjenigen Technologien, die
sich durch die Verwendung von nachwachsenden Rohstoffen oder außerordentlich hoher
Ef�zienz auszeichnen.
Anlagengröße und Betriebsweise sind elementare Faktoren für die entstehenden Kosten und
entscheiden oft darüber, ob eine Technologie wirtschaftlich darstellbar ist. Aufgrund des-
sen wird im Folgenden eine Unterscheidung der verschiedenen Heizsysteme gemäß ihrer
Anwendung im dezentralen Versorgungsmodell oder im Fernwärme Modell vorgenommen.

Technologien im dezentralen Versorgungsmodell:
Tabelle 2 führt die Wärmeerzeuger auf, die auf ihre Wirtschaftlichkeit überprüft wurden.
Alle Anlagen wurden auf eine Leistung von 25kW ausgelelgt, damit Vergleichbarkeit in der
Preisstruktur herrscht. Die Größe der solarthermischen Anlagen wird durch die Dach�ä-
chen und den Ausbaugrad des solaren Flächenpotentials bestimmt. Dadurch wird die Be-
rechnung hier nicht Leistungs- sondern Flächenbezogen durchgeführt. Der Wirkungsgrad
der solarthermischen Anlagen ist als Quotient von Nutzwärme und Einstrahlung de�niert
und ist von vielen Parametern wie z.B. der Art der Einstrahlung (direkt, diffus) abhängig.
Bei Wärmepumpen wird anstatt eines Wirkungsgrades die Leistungszahl für strom- bzw.
die Heizzahl für gasbetriebene Anlagen angegeben. Die hier angegebenen Werte werden
heute bei guter Auslegung erreicht und sollen die durchschnittlichen Kenndaten für das
Jahr 2018 wiedergeben.

Tabelle 2: Dezentrale Wärmeerzeuger und Technologiespezi�kation

Anlagentyp P in kWth Brennstoff Wirkungsgrad h
hges hth hel

Pelletskessel [11] 25 Holz 0;9 0;9 0
GasmKWK [ 10] 25 Gas 0;88 0;65 0;23
Wärmepumpe [8] 25 Strom Leistungszahl 3;5 1 0
Wärmepumpe [8] 25 Gas Heizzahl 1;7 1 0
Solarthermie [5] - - 0;4� 0;6 0;4� 0;6 0
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Technologien im Fernwärme Versorgungsmodell:
Bei der Fernwärmeversorgung bestimmt, anders als bei dezentralen Lösungen für einzelne
Häuser, die Größe des Versorgungsgebietes die zu installierende Leistung. Demnach wird
die Leistung während der Berechnung bestimmt und dient als Ergebnisgröße. Die Tech-
nologiespezi�kationen sind deshalb für Großanlagen für den Leistungsbereich> 100MW
ausgewählt worden. Die einzige Ausnahme stellen die gasbetriebenen BHKW dar, deren
Baugröße mit 5:000kWth festgelegt ist. Diese werden in der Berechnung als modulare Wär-
meversorgungsstationen eingesetzt, die zwecks Reduzierung der Leitungsverluste im Ver-
sorgungsgebiet verteilt werden. Tabelle 3 stellt die Kraftwerkstypen dar, die für die Fern-
wärmeberechnung herangezogen wurden.

Tabelle 3: Kraftwerkstypen für die Fernwärmeversorgung

Anlagentyp P in kWth Brennstoff Wirkungsgrad h
hges hth hel

Gas BHKW 5.000 Gas 0;88 0;6 0;28
Biomasse KWK aus Berechnung Biomasse 0;91 0;58 0;33
Gas Kraftwerk aus Berechnung Gas 0;95 0;6 0;35
Gas Heizwerk aus Berechnung Gas 0;9 1 0

4.1.4 Zeitreihen des solaren Ertrages und des Strombedarfs

Abb. 4.5: Spezi�scher Verlauf der Globalstrahlung in Berlin

Solarthermischer Ertrag:
Des weiteren dienen die Daten aus einer Simulation verschiedener solarthermischer An-
lagen als Grundlage für die Berechnungsschritte. Hierzu wurden zwei Anlagentypen mit
marktüblichen Flachkollektoren verwendet. Beide Systeme weisen das gleiche spez. Spei-
chervolumen von 112;5 l

m2
Kol

auf. Das Zapfpro�l, das heißt der zeitliche Verlauf der Ent-

nahme von Warmwasser, ist entscheidend für die Kollektorleistung. Deswegen wurde je
ein Zapfpro�l eines Einfamilienhauses und das eines Mehrfamilienhauses für die stündli-
che Simulation hinterlegt. So ergibt sich eine spez. stündliche Leistung inW

m2
Kol

für jeden

der beiden Anlagentypen. Je nach Gebäudestruktur innerhalb eines statistischen Gebietes
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wurden die beiden Zeitreihen, welche ebenfalls mit TRNSYS generiert wurden, auf die in-
stallierten Kollektor�ächen angewendet. Die Zeitreihe der Globalstrahlung, welche für die
Simulation erwendet wurde, ist in Abbildung 4.5 dargestellt.

Strombedarf im Untersuchungsgebiet:
Der Strombedarf ist eine wichtige Grundlage für die Jahressimulation. Bei stromerzeu-
genden Heizungsanlagen wie zum BeispielmBHKW kann der als Nebenprodukt anfallen-
de Strom direkt für die hausinterne Versorgung genutzt werden. Dies bringt in der Wirt-
schaftlichkeitsberechnung entscheidende Vorteile, da man den vermiedenen Bezugspreis
von Strom aus dem öffentlichen Netz mit den enstehenden Betriebs- und Finanzierungs-
kosten gegenrechnen kann. Die Strommenge, die nicht für den Eigenbedarf genutzt wer-
den kann, sei es, weil dieser bereits gedeckt oder zu dem Zeitpunkt nicht vorhanden ist,
wird in das öffentliche Netz gespeist. Als Grundlage für die erstellte Zeitreihe dient der
Bundesdeutsche Lastverlauf aus dem Jahr 2007, der durch die UCTE (Union for the Co-
ordination of Transmission of Electricity) [4] veröffentlicht wird. Als Stromverbrauch wur-
de der durchschnittliche Verbrauch einer vierköp�gen Familie in einer Wohnung mit 100m2

Wohn�äche von 3:600kWhel
a angesetzt. Daraus resultiert ein spezi�scher Jahresverbrauch

von 36kWhel
m2� a für das Untersuchungsgebiet.

4.1.5 Finanzierungsgrundlagen

Für die Wirtschaftlichkeitsberechnung und die Berechnung der entstehenden Wärmekosten
sind die aktuellen Rohstoffpreise, sowie typische Anlagenpreise zugrunde gelegt worden.
Da sich die Berechnungen auf das Jahr 2018 beziehen, wurden die aktuellen Preise mit
Hilfe bereits bestehender Prognosen auf das Jahr 2018 extrapoliert. In Tabelle 4 sind die
für die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zugrunde gelegten Daten jeder untersuchten Tech-
nologieform aufgeführt. Es handelt sich bei den Angaben um Bruttopreise, die auf den
Endverbraucher zukommen.

Tabelle 4: Dezentrale Wärmeerzeuger und Technologiespezi�kation

Anlagentyp Investitionskosten Brennstoffkosten Betriebskosten
in Eur

kW in Eur
kWh in Eur

kWh

Pelletskessel 1:200 0;047 0;02
GasmKWK 1:500 0;086 0;03
Wärmepumpe Strom 1:500 0;057 6 Eur

kW� a
Wärmepumpe Gas 1:500 0;086 6 Eur

kW� a
Solarthermie 700 0;000 0;00
Gas BHKW 450 0;086 0;03
Biomasse KWK 350 0;021 0;02
Gas Kraftwerk 400 0;086 0;02
Gas Heizwerk 250 0;086 0;01
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Die Finanzierung der Investitionskosten wird in der Berechnung der Wärmegestehungs-
kosten berücksichtigt. Dafür ist eine Laufzeit der Technologien von 20 Jahren und eine
Kapitalverzinsung in Höhe von 5% angesetzt. Für die Ertragsberechnung aus der Strompro-
duktion wird von einem Strombezugspreis von 0;22 Eur

kWhel
und bei der Einspeisevergütung

von 0;09 Eur
kWhel

[12] ausgegangen.

4.2 Berechnungsverfahren

Die Berechnung der Wärmelast in jedem einzelnen Gebiet hängt von den Flächenanteilen
ab, die von dem jeweiligen Untersuchungsansatz abgedeckt werden. Die bekannten Flä-
chenanteile der unterschiedlichen Gebäudetypen werden mit den entsprechenden Stunden-
werten aus der thermischen Jahressimulation multipliziert. Dies führt in jedem statistischen
Gebiet zu einer eigenen Lastzeitreihe. Je nach Untersuchungsansatz wird diese Zeitreihe
nun mit den Anteilen an dezentral- oder zentral (Fernwärme) versorgter Wohn�äche ge-
wichtet, woraus sich wiederum zwei Lastzeitreihen ergeben. Die durch den Ausbaugrad
des solaren Flächenpotentials ermittelten Kollektor�ächen führen durch Multiplikation mit
der spez. stündlichen Leistung zu einer Zeitreihe der solarthermischen Leistung innerhalb
des jeweiligen Gebiete. Diese wird ebenfalls gemäß des Verhältnisses von dezentral- zu
zentral versorgter Fläche in zwei Zeitreihen aufgeteilt.
Im Folgenden werden zwei verschiedene Versorgungsansätze erläutert, deren Ergebnisse
anschließend verglichen werden.
Der Unterschied der beiden Ansätze liegt darin, dass im ersten Ansatz kein weiterer Ausbau
der Fernwärmeversorgungsstruktur angenommen wird. Im Zweiten jedoch wird vorausge-
setzt, dass alle Häuser im Untersuchungsgebiet an das Fernwärmenetz angeschlossen sind.
Zusätzlich wird untersucht, ob sich der Einsatz von Wärmespeichern positiv auf Zielgrößen
wie Versorgungssicherheit, benötigte installierte Gesamtleistung und Solarertrag auswirkt.

4.2.1 Ansatz 1: Berechnungsansatz ohne Ausbau der Infrastruktur

Zur Zeit sind nicht alle Gebäude im Untersuchungsgebiet an die Fernwärmeversorgung
angeschlossen. Deshalb ist es sinnvoll, eine getrennte Betrachtung von dezentral- und fern-
wärmeversorgter Fläche mit unterschiedlichen Technologien und Berechnungen vorzuneh-
men. Die Ergebnisse aus dieser Betrachtung werden anschließend zusammengeführt und
mit den Ergebnissen aus Ansatz 2 verglichen.
Dezentral versorgter Flächenanteil

Bei der Berechnung der Wärmeversorgung durch Kleinanlagen steht die Wirtschaftlich-
keit der Anlagen im Vordergrund. Dezentrale Anlagen sind alleinig für die Versorgung des
jeweiligen Hauses zuständig. Die Dimensionierung muss demnach so erfolgen, dass die
maximale Heizleistung an kalten Wintertagen gedeckt werden kann. In Tabelle 5 ist die
spezi�sche installierte Anlagenleistung für jeden Gebäudetyp aufgeführt. Dieser orientiert
sich am Gesamtwärmebedarf der Haustypen.
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Tabelle 5: Spezi�sche installierte Anlagenleistung

Gebäudetyp Baujahr Zustand spez. Heizlast inkW
m2

Einfamilienhaus vor 1984 saniert 0;11
Einfamilienhaus vor 1984 unsaniert 0;14
Einfamilienhaus nach 1984 saniert 0;1
Einfamilienhaus nach 1984 unsaniert 0;13
Mehrfamilienhaus vor 1984 saniert 0;09
Mehrfamilienhaus vor 1984 unsaniert 0;11
Mehrfamilienhaus nach 1984 saniert 0;08
Mehrfamilienhaus nach 1984 unsaniert 0;1
Plattenbau nicht de�niert saniert 0;08
Plattenbau nicht de�niert unsaniert 0;1
Büro / Gewerbe nicht de�niert saniert 0;05
Büro / Gewerbe nicht de�niert unsaniert 0;09
Schule nicht de�niert saniert 0;06
Schule nicht de�niert unsaniert 0;09

In Zusammenhang mit den Flächendaten ergibt sich eine gesamte installierte Leistung an
Kleinanlagen in jedem statistischen Gebiet.
Der Berechnungsalgorithmus prüft für jede Stunde des Jahres, ob Heizwärme benötigt wird.
Ist dies der Fall wird zuerst die solarthermische Leistung der jeweiligen Stunde, wenn vor-
handen, abgezogen. Der übrige Teil der Last muss von der betrachteten Technologie gedeckt
werden. Sofern genügend Heizleistung installiert ist, wird die Heizanlage mit dem ermit-
telten Lastwert beaufschlagt. Reicht die Kapazität der Heizanlage nicht aus um die Last zu
decken, wird der übrige Teil der benötigten Heizwärmeleistung als Unterdeckung in einer
separaten Zeitreihe ausgewiesen. Diese Berechnungsweise stellt einen der grundlegenden
Unterschiede zu den anderen Ansätzen dar, denn einer entstehenden Unterdeckung kann
nur mit einer Erhöhung der installierten Leistung entgegengewirkt werden. Die Möglich-
keit der Deckung durch andere Anlagen über ein Wärmenetz besteht nicht.
Für jede Stunde wird zudem geprüft, ob ein zeitgleicher Strombedarf besteht. Wenn dies
der Fall ist und die Heizungsanlage neben Wärme auch eine Stromauskopplung, wie z.B.
die mKWK- Anlagen, aufweist, wird der produzierte Strom mit dem Eigenverbrauch ver-
rechnet. Der überschüssige Strom wird in das öffentliche Netz eingespeist. Diese getrennte
Betrachtung von Eigenverbrauch und Einspeisung ist ein wichtiger Aspekt für die Wirt-
schaftlichkeitsberechnung. So kann die direkt genutze Strommenge mit einem vermiedenen
Strombezugspreis bewertet werden. Der in das Netz gespeiste Strom wird mit den Vergü-
tungssätzen laut KWK-Gesetz verrechnet.

Das Ziel der Berechnung in diesem Ansatz ist es, die einzelnen Technologien vergleichend
gegenüber zu stellen. Deswegen wird jeweils eine Simulation durchgeführt, in der eine
Technologieform die gesamte (dezentral versorgte) Last in jedem der 45 statistischen Ge-
biete versorgt. Anschließend wird ein Vergleich der Ergebnisse aus der Wirtschaftlichkeits-
berechnung vorgenommen und die günstigste Technologie gesucht.
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Der entstehende Wärmepreis variiert je nach Auslastung der Technologie in den einzelnen
statistische Gebieten. Zur Berechnung werden der annuitätische Anteil der Investitionskos-
ten der ermittelten Kapazität und die entstandenen Rohstoffkosten errechnet. Von diesem
Betrag werden die Erträge aus der Stromproduktion abgezogen. Anschließend wird die
Summe durch die Anzahl geleisteter Kilowattstunden geteilt. Dieser Wert ergibt, zusam-
men mit den spezi�schen Betriebskosten, den Wärmegestehungspreis für die untersuchte
Technologie im jeweiligen statistischen Gebiet.
Bei Betrachtung der unterschiedlichen Heizsysteme entsteht so eine Rangfolge in der Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtung für jedes der untersuchten Gebiete.
Um zu einer realistischen Aussage zu kommen, wie sich die Neuinstallationen im Jahr 2018
auf die untersuchten Heizungsarten aufteilen könnten, wurde die Annahme getroffen, dass
ein Hausbesitzer nicht in jedem Fall zur günstigsten Lösung tendiert, sondern sich z.B.
aufgrund örtlicher Voraussetzung, zu hoher anfänglicher Investitionskosten oder weiterer
Gründe, für eine der anderen Technologien entscheidet. So wurde vorausgesetzt, dass in
50% der Fälle die günstigste Lösung verwendet wird und zu je 25% die Technologien auf
dem zweiten und dritten Platz gewählt werden. Aufgrund dieser Annahme ergibt sich für
das Gesamtgebiet eine Zusammenstellung von Technologien, die sich aus den Einzelgebie-
ten, entsprechend der jeweiligen Flächenanteile, zusammensetzt. Diese Zusammenstellung
ist eine Empfelung, die sich aus den dargestellten wirtschaftlichen Kriterien ergibt. Die
Anteile der Solarthermie unterliegen nicht dieser Vergleichsrechnung, sondern werden laut
dem prognostizierten Ausbaugrad anteilig in das Gesamtszenario einbezogen.
In der Berechnung des durchschnittlichen Wärmegestehungspreises über das gesamte Un-
tersuchungsgebiet ist der Wärmepreis der solarthermischen Anlagen berücksichtigt.

Fernwärmeversorgter Flächenanteil
Die Berechnung der Fernwärmeversorgung weist grundlegende Unterschiede zum voran-
gegangenen Berechnungsablauf auf. Da nicht mehr eine Anlage für je ein Haus installiert
wird, sondern wenige große Anlagen für ganze Siedlungen ausgelegt werden, treten Aus-
gleichseffekte im Lastgang ein. Dieser setzt sich aus einer Reihe verschiedener Häusertypen
zusammen. Dies führt dazu, dass die Lastspitzen, relativ gesehen, geringer ausfallen als bei
den dezentral versorgten Gebäudetypen. Die Summe der installierten Leistungen im Fern-
wärmenetz richtet sich nach der maximalen Last im Jahresverlauf.
Die verschiedenen Kraftwerkstypen, werden, je nach Regelbarkeit und Ef�zienz, entwe-
der als Grundlast- oder Spitzenlastkraftwerke eingesetzt. Zur Deckung der stündlichen Last
werden zuerst die �uktuierenden Erzeuger wie z.B. die solarthermischen Anlagen herange-
zogen. Können diese die Last nicht decken, kommt die nächste Technologie zum Einsatz.
Die Leistung der Erzeuger reicht jeweils bis zur maximalen installierten Leistung der Anla-
ge oder soweit, bis die Wärmelast gedeckt ist. Die Spitzenlastkraftwerke passen letztendlich
die Erzeugung dem Lastgang an. Es ist deshalb von Vorteil, hier gut regelbare Anlagen zu
verwenden, um die Last genau nachzufahren.
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Aus der stündlich aufgelösten Jahressimulation ergeben sich so Erzeugungszeitreihen der
einzelnen Anlagen. Je mehr eine Technologie im Grundlastbetrieb eingesetzt wird, desto
höher sind die entstehenden Volllaststunden und damit die Wirtschaftlichkeit der Anlage.
Die erzeugte Strommenge wird in diesem Modell nur mit der Einspeisevergütung bewertet.

Abb. 4.6: Bereiche mit Radius 3km um die bestehenden Kraftwerksstandorte im
Untersuchungsgebiet

Die Betrachtung des Eigenverbrauchs an Strom entfällt, da der Strom in diesem Fall zentral
erzeugt wird.
Der entstehende Wärmepreis wird, wie in der dezentralen Berechnung, aus dem Quotienten
der entstandenen Kosten und der produzierten Wärmemenge berechnet.
Da die Fernwärmeleitungen thermische Verluste aufweisen, welche in der bedarfsorientier-
ten Jahressimulation nicht berücksichtigt werden, wird ausserdem untersucht, ob sich eine
Entwicklung von zentralen Großkraftwerken hin zu einer dezentralisierten Versorgungs-
struktur mit mittelgroßen BHKW positiv auf die Wirtschaftlichkeit und Ökologie des Ge-
samtsystems auswirkt. Hierfür werden um die bereits bestehenden Standorte der Heizkraft-
werke in Mitte, Lichtenberg und der Rummelsburger Bucht Bereiche mit dem Radius von
3km ausgewiesen, in denen ein pauschaler Leitunswärmeverlust von 5% angesetzt wird
(siehe Abbildung 4.6). In allen Gebieten, die außerhalb dieser Radien liegen wird einzu-
sätzlicherLeitungsverlust von 5% angerechnet.
Es werden zwei Berechnungen durchgeführt. In der ersten werden nur Großkraftwerke be-
rücksichtigt. Für die Energiemenge, die in den Gebieten innerhalb der Radien verbraucht
wird, werden 5% des PE-Verbrauchs addiert. Für alle Gebiete außerhalb werden 10% auf-
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geschlagen.
Die zweite Berechnung sieht BHKW als Grundlastkraftwerke vor, die in allen untersuchten
Gebieten entsprechend des Wärmebedarfs verteilt sind. Für diese gilt ein genereller Wärme-
verlust von 5%. In der Ergebnisermittlung sollen der entstehende Wärmepreis und die CO2
Emissionen der Berechnungsvarianten gegenübergestellt werden. Die bessere der beiden
Varianten wird dann, zusammen mit den Ergebnissen des dezentralen Versorgungsmodells
zusammengefügt, um eine Vergleichsbasis mit dem 2. Ansatz zu bilden.

4.2.2 Ansatz 2: Berechnungsansatz mit Ausbau der Infrastruktur

Der zweite Berechnungsansatz soll aufzeigen, wie eine innovative Wärmeversorgung in der
Zukunft aussehen könnte. Hier wurde vorausgesetzt, dass Bedingungen geschaffen werden,
die im heutigen Wärmebereich noch nicht bestehen. Zum einen wird zugrunde gelegt, dass
das Fernwärmenetz so weit ausgebaut ist, dass alle beheizten Flächen in den untersuchten
Bezirken versorgt werden können. Damit lässt sich vermeiden, dass die Wärme in Hei-
zungsanlagen erzeugt wird, in denen keine Kraftwärmekopplung eingesetzt wird. Durch
mittelgroße Anlagen im Bereich 5MWth , die im Versorgungsgebiet verteilt werden, soll die
Ef�zienz verbessert und Leitungsverluste minimiert werden.
Abgesehen von dem Ausbau im Fernwärmenetz wird angenommen, dass der Eigenver-
brauch aus den Gebieten direkt durch die Heizkraftanlagen gedeckt werden kann, sofern
Strombedarf und Produktion zeitgleich auftreten.
Ein weiterer, innovativer Ansatz sind die integrierten Wärmespeicher. Diese sollen zeigen,
dass eine Verminderung der installierten Spitzenleistung möglich ist, ohne die Versorgungs-
sicherheit zu beeinträchtigen. Aussderdem wirkt sich eine hohe Speicherkapazität innerhalb
der Gebäude positiv auf die Deckungsbeiträge aus der solarthermischen Erzeugung aus.
Die Berechnung läuft prinzipiell analog zur vorangegangenen Berechnung ab. Die einzel-
nen Technologien werden nacheinander für die Deckung der Wärmelast mit der nötigen
Leistung beaufschlagt. Es wird zusätzlich in jeder Stunde überprüft, ob der integrierte Spei-
cher, dessen Speichervolumen über einen spezi�schen Parameter inl

m2 dimensioniert wer-
den kann, einen gewissen Mindestfüllstand aufweist. Ist dies nicht der Fall, werden die
ungenutzten Anlagenkapazitäten für die Ladung des Speichers verwendet. Der geforderte
Mindestfüllstand wird in der Berechnung wird mit 70% angesetzt, damit einerseits immer
zusätzliche Speicherkapazität für eventuelle Einspeisungen aus den solarthermischen An-
lagen zur Verfügung steht und andererseits stets Wärme im Speicher vorhanden ist. Wenn
einmal die volle Leistung aller Wärmeerzeuger nicht ausreicht um die stündliche Last zu
decken, kann Wärme aus dem Speicher bezogen werden um die Versorgungssicherheit zu
gewährleisten. Eine Eigenentladung des Wärmespeichers ist in der Berechnung ebenfalls
berücksichtigt. Über eine Zeitkonstande , die angibt, nach welcher Zeit (in h) die Beladung
auf 1

e � 36;8% gesunken ist, wird die stündliche selbstentladung ermittelt.
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5 Ergebnisse

5.1 Ansatz 1: Verwendung der bestehenden Infrastruktur

Dezentral versorgte Flächen
Wie in Kapitel 4.2 beschrieben, soll die wirtscha�iche Entwicklung der Technologien im
dezentralen Einsatz von 2009 bis 2018 untersucht werden, um eine Tendenz aufzuzei-
gen, welche Technologie in der Zukunft für Investoren interessanter wird. Hierfür mussten
grundlegende Parameter der Berechnung, welche sich im Laufe des Zeitraumes ändern, ab-
geschätzt werden. Gerade im Bereich der Rohstoffpreise ist eine zuverlässige Aussage über
die Preisentwicklung nicht möglich, deswegen wurden sehr vorsichtige Preissteigerungen
für Gas und Strom von 15% bzw. 10% angesetzt. Der Preis für Holzpellets wurde als an-
nähernd konstant angenommen. Die Erhöhung des Sanierungsstandes von 14;5% während
des betrachteten Zeitraumes zieht eine Senkung des Wärmebedarfs von 9;5% nach sich.
Der Ausbau der solaren Flächenpotentiale erreicht 2018 18;3%.

Abb. 5.1: Ansatz 1: Ergebnis Wirtschaftlichkeitsananlyse 2009

Mit Berücksichtigung dieser Veränderungen ergeben sich wirtschaftliche Verteilungen der
Technologien für beide Szenarien, wie sie in Abb. 5.1, sowie in Abb. 5.2 zu sehen sind.
Dargestellt wird eine mögliche Verteilung der Neuinstallationen, wie sie sich im Jahr 2018
einstellen könnte. Ob die örtlichen Voraussetzungen in den einzelnen Häusern für jede der
Technologien gegeben sind, wurde aufgrund der Komplexität dieser Fragestellung nicht un-
tersucht.
Die Berechnung der Primärenergiemenge an Holzpellets ergibt einen wesentlich größeren
Wert, als in der Potentialstudie des UfU ermittelt. So wird dort prognostiziert, dass etwa
50GWh Pellets nachhaltig einführbar sind. Da aus der Wirtschaftlichkeitsberechnung ein
Anteil an Pelletsheizungen hervorgeht, der 674GWh verbraucht (siehe Abb. 5.3), musste
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Abb. 5.2: Ansatz 1: Ergebnis der Wirtschaftlichkeitsananlyse 2018

Abb. 5.3: Ansatz 1: Benötigte Energiemengen im dezentralen Modell

berücksichtigt werden, dass die fehlende Energiemenge durch andere Technologien, wie
z.B. Gas- Brennwertkessel im gleichen Leistungsbereich, zu decken ist. Bei der Ermittlung
der gesamten CO2- Emissionen ist dies entsprechend berücksichtigt.
Aus den Wärmegestehungskosten innerhalb der statistischen Gebiete wurde, gemäß der
Teilmengen an verbrauchter Energie, ein gesamter Wärmepreis (Abb. 5.4) berechnet. Die-
ser steigt im Zeitraum 2009 bis 2018 aufgrund der erhöhten Energiepreise an und beträgt für
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Abb. 5.4: Ansatz 1: Wärmegestehungskosten der dezentralen Versorgung in den Jahren
2009 und 2018

2018 im Mittel 0;1349Eur
kWh. Dieser vergleichbar hohe Preis ist durch die hohen entstehenden

Investitionskosten bedingt, da wie zuvor erwähnt, die Maximalleistung jedes Häuserblockes
abgedeckt werden muss.
Die Gesamte Wärmemenge, die im Bereich der dezentralen Versorgung benötigt wird, be-
trägt 2:243GWh. Dabei wird lediglich eine Strommenge von 25GWh produziert, da nur ein
geringer Anteil von Kraftwärmekopplungsanlagen zum Einsatz kommt. Diese Strommenge
macht einen Prozentsatz von 1;1% der gesamten zur Verfügung gestellten Energiemenge
aus.

Fernwärmeversorgte Flächen

Aus der Simulation des Fernwärmenetzes geht hervor, dass die Verwendung von dezentra-
len BHKW ökologisch sinnvoll aber geringfügig teurer ist, als die zentrale Variante. Für die
Versorgung der Gebiete ist eine Wärmemenge von 1:793GWh notwendig. Diese wird im
ersten Berechnungsansatz mit 24 BHKW mit einer Baugröße von je 5MWth, einem Biomas-
se Heizkraftwerk von 100MWth, sowie einem Gas Spitzenlastkessel mit 600MWth Leistung
versorgt. Der Einsatz eines Gas-Heizkraftwerkes zur Spitzenlastdeckung ist wegen der ge-
ringen Anzahl von Volllaststunden wirtschaftlich nicht darstellbar. Die dabei entstehenden
CO2- Emissionen der Wärmebereitstellung sind in Abb. 5.5 dargestellt. Die CO2- Mengen,
die der Stromerzeugung zuzurechnen sind, sind in dem Diagramm nicht enthalten.
Mit 655GWh macht die Stromauskopplung in diesem Berechnungsmodell 26;75% der pro-
duzierten Gesamtenergiemenge aus, welches eine deutliche Erhöhung der exergetischen
Ef�zienz gegenüber der dezentralen Versorgung darstellt. Der sich ergebende Wärmegeste-
hungspreis beträgt 0;12Eur

kWh und liegt damit höher als bei dem folgenden Modell, welches
ohne dezentrale BHKW arbeitet (siehe Abb. 5.6).
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Abb. 5.5: Ansatz 1: CO2-Emissionen bei der Wärmeerzeugung im Fernwärmenetz.

Abb. 5.6: Ansatz 1: Wärmegestehungskosten der untersuchten Fernwärmemodelle

Das alternative Modell (ohne BHKW), welches eine Versorgung durch ein Biomasse Heiz-
kraftwerk mit 80MWth und ein Gas Spitzenlastheizwerk mit 740MWth vorsieht, erzeugt die
Wärme zu einem Preis von 0;11Eur

kWh. Die CO2- Menge, die durch die Wärmebereitstellung
entsteht liegt mit ca. 313:000t deutlich über der Menge aus dem ersten Modell. Auch der
geringe Anteil an produziertem Strom von nur 12;6% lässt auf eine unef�zientere Kon�gu-
ration schließen.
Aufgrund der ökologischen Vorteile wird die erste Lösung mit BHKW-Anlagen im Weite-
ren zur Berechnung herangezogen.
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Zusammenfassung der Ergebnisse des ersten Berechnungsansatzes.
Im Folgenden werden die Ergebnisse aus dem ersten Ansatz, das heißt von dezentral- und
fernwärmeversorgten Flächen, zusammengefasst, damit sie mit dem zweiten Ansatz vergli-
chen werden können. Hierbei wird nur die ausgewählte Variante der Fernwärmeversorgung
(mit BHKW) aufgeführt. Die Zielgrößen, welche für die Ergebnisermittlung herangezogen

Tabelle 6: Ansatz 1: Ergebnisgrößen aus Berechnungsansatz 1

Dezentral Fernwärme Gesamtgebiet
Installierte Leistung in MW 1:948 820 2:768
Wärmeproduktion in GWh 2:243 1:793 4:036
Stromproduktion in GWh 25 655 680
Anteil Strom in % 1;1 26;8 14;4
CO2- Emission in t

GWh 234 173 202
WärmegestehungspreisEur

kWh 0;1349 0;12 0;1282

werden sind zum einen der Wärmegestehungspreis, die CO2- Emissionen für die gesamte
Bereitstellung von Wärme und Strom, sowie der Stromanteil, welcher Auskunft über die
exergetische Qualität des Versorgungssystems gibt. In Tabelle 6 sind die Werte für das Ge-
samtgebiet aufgeführt. Diese werden später mit den Ergebnissen aus dem zweiten Ansatz
gegenübergestellt.

5.2 Ansatz 2: Erweiterung der Infrastruktur

Um sich der Erreichung der ambitionierten Klimaschutzziele Berlins auf der Seite der Wär-
meerzeugung zu nähern, ist es notwendig, innovative und langfristige Lösungen anzustre-
ben. Diese setzen voraus, dass nicht nur die Technologien, sondern auch die Infrastruktur
der Wärmeversorgung weiterentwickelt werden. Es soll mit diesem Ansatz gezeigt werden,
dass eine �ächendeckende Fernwärmeversorgung in Kombination mit einer intelligenten
Steuerung wirtschaftlich und ökologisch sinnvoll ist.
Die Erweiterung des Fernwärmenetzes auf alle untersuchten Flächen bewirkt, dass sich die
Ausgleichseffekte, wie sie durch das Zusammenfügen der Lasten unterschiedlicher Häuser-
typen auftreten, maximiert werden und somit ein „geglätteter“ Gesamtlastverlauf im Gegen-
satz zur dezentralen Versorgungsstruktur ensteht.
Als Erstes wurde festgestellt, inwiefern sich die Integration von Wärmespeichern auf die

maximale stündliche Leistung auswirkt, die im jährlichen Verlauf von den Erzeugertech-
nologien aufgebracht werden muss. Bei diesen Betrachtungen ist die Leistung der solar-
thermischen Anlagen nicht berücksichtigt, da eine Regelung dieser nicht möglich ist. Die
Berechnungsergebnisse, die in Abb. 5.7 dargestellt sind, zeigen, dass eine Leistung von
2:032MW nötig ist, wenn keine thermischen Speicher berücksichtigt werden. Diese Leis-
tung nimmt mit zunehmendem Speichervolumen ab. Ab einer installierten Größe von 2l

m2

sinkt die maximale Leistung jedoch nur noch geringfügig ab. Aus diesem Grund wird für
die weitere Optimierung des Systems vorerst ein spezi�sches Speichervolumen von 2l

m2

verwendet.
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Abb. 5.7: Ansatz 2: Maximalleistung in Abhängigkeit der Speichergröße

Abb. 5.8: Ansatz 2: Beispielhafter Tageslastgang des Gesamtsystems

Wie die vorgehaltene Wärme aus den Speichern zur Spitzenlastdeckung eingesetzt wird,
lässt sich gut aus Abb. 5.8 entnehmen, in der ein beispielhafter Tageslastgang dargestellt
ist.

Die Anwendung von Lastmanagement, d.h. die zeitliche Verschiebung von Wärmelasten,
ist in der Berechnung nicht berücksichtigt. Das thermische Zeitverhalten von Gebäuden ist
allerdings verhältnismäßig träge, deshalb wird davon ausgegangen, dass sich Maximalleis-
tungen bei intelligenter Regelung weiter vermindern lassen. In der nächsten Analyse wird
demnach untersucht, wie weit die installierte Leistung weiter abgesenkt werden kann, ohne
dass eine signi�kante Versorgungslücke (< 0;1%) entsteht. Hierfür wurde die Größe der
Versorgungssicherheit herangezogen. Sie gibt an, welcher Anteil der geforderten Wärme-
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menge über das Jahr vom simulierten System gedeckt werden kann. In Ansatz 1 ist eine

Abb. 5.9: Ansatz 2: Versorgungssicherheit bei unterschiedlicher Installierter Leistung

Abb. 5.10: Ansatz 2: Entstehende Unterdeckung bei unterschiedlicher Installierter Leistung

installierte Leistung von 2:768MW für die Versorgung vorgesehen. Abb. 5.9 macht deut-
lich, dass bei einem Ausbau von lediglich 58% (1:605MW) der ursprünglichen Leistung
immernoch mehr als 99;9% der Energiemenge gedeckt werden kann. Bei dieser Ausle-
gung entsteht eine Versorgungslücke von 2:6GWh bezogen auf den Gesamtwärmebedarf
von 4:197GWh. Diese Energiemenge ergibt sich aus der Summe mehrerer kleiner Unterde-
ckungen über das Jahr. Es wird davon ausgegangen, dass sich diese durch eine Anwendung
von Lastmanagement in den Stunden unmittelbar vor oder nach dem Versorgungsengpass
decken lassen. Zur weiteren Veranschaulichung sind die nicht deckbaren Wärmemengen
bei den unterschiedlichen Ausbaustufen in Abb. 5.10 dargestellt.
Nach der Bestimmung der installierten Leistung des Gesamtsystems, gilt es, die einzelnen

Technologien in ihrer Rangfolge und Anlagengröße auszulegen. Die Nutzung von BHKW
wird aus zwei Gründen vorrangig betrachtet. Zum Einen erreicht man durch die Errichtung
dezentraler Nah- und Fernwärmenetze eine Öffnung des Marktes für kleinere Firmen und
Investoren, zum Anderen kann durch individuelle Gestaltung der Teilsysteme, aus denen
sich das Gesamtwärmenetz zusammensetzt, eine ef�zientere Auslegung erreicht werden.
Für BHKW gilt generell, dass diese nur wirtschaftlich sind, wenn sie hohe Betriebsstun-
denzahlen über das Jahr aufweisen können. In unserem Modell wird diese Anzahl der Be-
triebsstunden auf ca. 4:500 festgelegt. Dies ist ein für die Praxis eher niedriger Wert. Da in
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Abb. 5.11: Ansatz 2: Wärmepreis bei Verwendung unterschiedlicher Mengen an Biomasse

Abb. 5.12: Anteile der Kraftwerkstypen an der Deckung des Gesamtenergiebedarfs

dieser Berechnung allerdings die Stromvergütung aus den vermiedenen Bezugskosten be-
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rechnet wird, kommen höhere Stromerträge zustande, als dies bei üblichen BHKW der Fall
ist. Es ergibt sich nach der Analyse eine installierte Leistung an BHKW von ca. 910MW.

Die Biomasse steht in der Reihenfolge der Anwendung an zweiter Stelle. Auch in die-
sem Ansatz gilt die Voraussetzung, dass die nachhaltig einführbare Primärenergiemenge an

Abb. 5.13: Gegenüberstellung der Ergebnisse aus Ansatz 1 und Ansatz 2

Abb. 5.14: Erzeugte Energiemengen aus Ansatz 1 und Ansatz 2
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Biomasse auf 750GWh beschränkt ist. Deshalb muss die Dimensionierung des Biomasse
Heizkraftwerkes so erfolgen, dass dieser Wert eingehalten wird. Es ergibt sich eine Anla-
gengröße von 553MW für das Heizkraftwerk. Da der Rohstoff Biomasse sehr kostengüns-
tig ist und damit den Wärmepreis stark beein�usst, soll in Abb. 5.11 aufgezeigt werden,
welches Preissenkungspotential die Verwendung von Biomasse mit sich bringt. Die übrige
Leistung von 140MW wird in der Simulation durch ein Gas Heizkraftwerk bereitgestellt.
Der etwas höhere Wärmepreis, der durch die Kraftwärmekopplung (0;114Eur

kWh) entsteht,
wird wegen des Anspruchs an hohe exergetische Ef�zienz in Kauf genommen. Es handelt
sich dabei um eine Erhöhung des Preises von 0;001Eur

kWh.
Die Simulation des Gesamtsystems mit den zuvor genannten Parametern ergibt Deckungs-
anteile der einzelnen Kraftwerkstypen, wie sie in Abb. 5.12 dargestellt sind. Hier wird
deutlich, dass der Anteil der Biomasse mit< 11% relativ gering ist. Der Deckungsanteil
der solarthermischen Anlagen erhöht sich um fast 1% auf 2;9%.

5.3 Gegenüberstellung der Ergebnisse aus Ansatz 1 und 2

Die verschiedenen Ansätze weisen je Vor- und Nachteile auf. Wenn man die Zielgrößen des
Gesamtsystems vergleicht (siehe Tabelle 7) erkennt man, dass die Kon�guration in Ansatz
2 exergetisch hochwertiger arbeitet. Dennoch wird insgesamt mehr CO2- Freigesetzt als
bei dem ersten Ansatz. Dies ist auf die zusätzliche Stromproduktion zurückzuführen. In
Ab. 5.13 und Abb. 5.14 sind die Unterschiede der beiden untersuchten Systeme graphisch
dargestellt.
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Tabelle 7: Gegenüberstellung der Ergebnisse von Ansatz 1 und Ansatz 2

Ansatz 1 Ansatz 2
Flächenbezug: Fernwärme Dezentral

Gesamt�äche Gesamt�äche
Installierte Leistung 820 1:948

in MW 2:768 1:605
Wärmebedarf 1:793 2:243

in GWh 4:036 4:197
CO2 Ausstoss 423:833 530:696

in t 954:518 1331:993
Stromproduktion 655 25

in GWh 680 1:966
Solarwärme 32;7 30

in GWh 62;7 121;54
PE- Einsatz 2:637 2:828

in GWh 5:465 6:815
Gesamt Wärme und Strom 2:448 2:268

in GWh 4:716 6:164
CO2pro GWh 173 234

in t 202 216
Stromanteil 26;8 1;1

in % 14;4 31;9
Wärmepreis 0;1200 0;1349

in Eur
kWh 0;1283 0;114

6 Umsetzbarkeit

Eine Umsetzung der zuvor untersuchten Ansätze ist theoretisch denkbar. In der Praxis aller-
dings werden in vielerlei Fällen Umstände auftreten, die eine Realisierung aus wirtschaftli-
chen oder technischen Gründen verhindert.
Die Empfehlung, die aus der dezentralen Untersuchung im ersten Ansatz hervorgeht, könn-
te für Investoren, die in den kommenden Jahren eine neue Heizungsanlage benötigen, eine
richtungsweisende Hilfe darstellen. Die Umsetzung dieses Ergebnisses ist allerdings be-
grenzt, da schon bei einem Ausbaugrad von unter 10% des Anteils der Pelletsheizungen
das Potential nachhaltig eingeführter Holzpellets erschöpft ist. Dieses wurde in der Teilstu-
die des UfU [16] mit 50GWh angegeben. Für die Erreichung der Klimaschutzziele sollte
die ermittelte Menge jedoch genutzt werden um den mittleren CO2 Ausstoss für das gesam-
te Untersuchungsgebiet zu minimieren. Der hohe Anspruch an die örtlichen Gegebenheiten
(z.B. zur Installation eines Pelletslagers) wird bei einigen Häusern Probleme darstellen. Des
Weiteren werden die hohen Investitionskosten von Pelletsheizungen zu einem verzögerten
Ausbau dieser Anlagen führen, da für die Besitzer von Mehrfamilienhäusern das Problem
besteht, Mieter für die Beteiligung an den Kosten zu gewinnen. Gleiches gilt für die anderen
unterschten Technologien. Ähnliche Hindernisse bestehen bei der Installation von Wärme-
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pumpen. Für die ef�zienten Anlagen, die die Wärme aus dem Erdreich beziehen, müssen
große Flächen zur Verfügung stehen oder Bohrungen vorgenommen werden, die hohe Kos-
ten verursachen. An vielen Stellen ist eine Nutzung des Erdreichs aus rechtlichen Gründen
(z.B. Grundwasserschutz) untersagt.
Darüber, wie weit sich der Ausbau dieser dezentralen Versorgungsstrukturen vorantreiben
lässt, kann hier keine Aussage gemacht werden. Wichtig ist, dass in vielen Situationen die
Nutzung erneuerbarer Energien wirtschaftlich ist und dass dieser Vorteil mit steigenden
Preisen für fossile Energieträger immer deutlicher wird.
Leichter umzusetzen ist hingegen die zentrale Versorgungslösung aus dem ersten Ansatz.
Sowohl die Technologie als auch die Rohstoffe für die Versorgung sind verfügbar. Die ein-
zige Umstrukturierung muss bei dem Fernwärmenetz vorgenommen werden. Es müssen
zusätzliche Einspeisepunkte installiert werden, damit die dezentralen BHKW die benötigte
Wärme zur Verfügung stellen können. Zudem ist es notwendig die rechtlichen Rahmen-
bedingungen so zu ändern, dass neue Anbieter an der Versorgung teilhaben können und
somit ein offener Wärmemarkt entsteht. Rechtlich ist eine Öffnung des Wärmenetzes laut
der Teilstudie von Gaßner,Groth, Siederer & Coll. [15] möglich. Dies kann zu einem ver-
stärkten Ausbau der dezentralen Einspeisepunkte führen.

Der zweite Berechnungsansatz setzt starke Investitionen und Umstrukturierungen voraus.
In den Randgebieten (z.B. Hellersdorf) der untersuchten Bezirke treten im Vergleich zu der
Stadtmitte (z.B. Kreuzberg) sehr geringe Wärmedichten auf (siehe Abb. 4.4). Die Auswei-
tung des Fernwärmenetzes auf diese Gebiete ist wirtschaftlich nicht sinnvoll. Deswegen ist
es ratsam eine Kombination beider Modelle zu entwickeln, die standortabhängig die jeweils
bessere Variante für die Wärmeversorgung vorsieht. Die Auslegung der Fernwärmeversor-
gung geschieht in der Berechnung am Limit der vertretbaren Versorgungssicherheit. Dieser
Aspekt ist mit Hinblick auf die Entwicklung des zukünftigen Energieverbrauchs als unkri-
tisch zu betrachten, da der Wärmebedarf in den Jahren nach 2018, laut der Potentialstudie
des UfU, stark abnimmt. Damit ist auch für die ferne Zukunft auch eine sichere Wärmever-
sorgung gewährleistet.
Die stromseitige Umstrukturierung ist auf Basis des derzeit bestehenden Stromnetzes tech-
nisch umsetzbar. Jedoch auch hier müssen rechtliche Hindernisse beseitigt werden, um so
das „Durchleiten“ von direkt genutztem Strom zu ermöglichen.

In beiden Fernwärmemodellen sind die Anlagen für die Gewinnung von Wärme aus Bio-
masse auf die vom UfU [16] bestimmte Energiemenge von max. 750GWh ausgelegt wor-
den. Somit ist der simulierte Verbrauch und Deckungsanteil der Biomasseanlagen umsetz-
bar.
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7 Ausblick

Die Ergebnisse dieser Studie weisen verschiedene Wege auf, die bei dem Vorhaben, zu ei-
ner nachhaltigen Energieversorgung zu gelangen, eingeschlagen werden können. Über die
behandelten Ansätze hinaus gibt es jedoch noch weitere Möglichkeiten der Ef�zienzsteige-
rung und der Wärmebedarfsverringerug.
In Brandenburg müssen heute schon Windkraftanlagen vom Netz genommen werden, wenn
bei guten Windverhältnissen ein geringer Strombedarf besteht. Diese nicht genutzten Ener-
giemengen be�nden sich in einer Größenordnung, die einen relevanten Deckungsanteil des
Wärmeverbrauchs in Berlin ausmachen können. Laut einer von der HTW Berlin erstellten
Studie [19] [18] belaufen sich die Stromüberschüsse aus Brandenburg im Jahr 2018 auf ca.
5TWh. Durch eine intelligente Regelung und Ausnutzung von großen Wärmespeicherka-
pazitäten kann dieser Strom durch die im Stadtgebiet installierten Wärmepumpen in Form
von Wärme nutzbar gemacht werden. Dabei wären die Strombezugskosten auf die Netz-
nutzungskosten beschränkt und würden dazu führen, dass sich die Wirtschaftlichkeit der
Wärmepumpen in einem Vergleich wie in Ansatz 1 wesentlich verbessert. Hierzu ist zu er-
wähnen, dass eine Nutzung von Stromüberschüssen für die Wärmeerzeugung nur dann in
Frage kommt, wenn diese nicht für energetisch hochwertigere Prozesse, wie z.B. die La-
dung von Akkumulatoren für Elektroautos oder sonstige Anwendungen nutzbar gemacht
werden können.
Die Betrachtung von Kühllasten wird ebenfalls die Wirtschaftlichkeit einiger Technologi-
en verbessern. So werden einzelne BHKW höhere Auslastungen aufweisen und die spez.
Energiepreise sinken.
Ein weiteres Mittel zur Optimierung des Systems ist die Lastverschiebung. Das thermische
Verhalten von Gebäuden ist relativ träge, deshalb können Heizlasten in einem Zeitraum von
wenigen Stunden verschoben werden. Es muss untersucht werden, wie weit dieser Zeitraum
ausgedehnt werden kann, wenn die Nutzung von großen Speicherkapazitäten berücksichtigt
wird. Hierdurch lassen sich unter Umständen große Verminderungen in der installierten An-
lagenleistung erzielen und somit Investitionskosten sparen. Die Umsetzung verlangt einen
vergleichbar geringen Aufwand, denn die Implementierung lässt sich softwareseitig in der
Heizungssteuerung realisieren.
Diese Aspekte könnten mit Blick auf das Untersuchungsgebiet oder für das gesamte Stadt-
gebiet untersucht werden. Die Ausweitung des Untersuchungsgebietes würde die Optimie-
rung des Gesamtsystems entscheidend vorantreiben, da durch die Vergrößerung der be-
trachteten Flächen weitere Ausgleichseffekte eintreten, die die Maximallasten im relativen
Vergleich weiter schrumpfen lassen. Dadurch könnten die Kraftwerke in Bezug auf die ge-
samte benötigte Wärmemenge kleiner dimensioniert werden.

Das hier vorgestellte Wärmekonzept kann Stück für Stück um weitere Themenbereiche er-
weitert werden, die letztendlich zu einem umfassenden Energiekonzept führen, welches
Wärmemarkt, Strommarkt und Mobilität ef�zient verbindet und eine optimale Energie-
ausnutzung ermöglicht. Anschließend können die Modelle auf andere Siedlungsstrukturen
übertragen werden.
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8 Zusammenfassung

In der Studie werden unterschiedliche Ausbauszenarien für die Berliner Wärmeversorgung
untersucht. Dabei wurde festgestellt, dass sich die Wärmeversorgung im Gegensatz zur
heutigen Struktur so verändern lässt, dass wesentliche Anteile der Treibhausgasemissionen
eingespart werden können.
Die beiden grundlegenden Ansätze der Versorgung, zum Einen eine Mischform aus de-
zentralen Heizungsanlagen und dem bestehenden Fernwärmenetz und zum Anderen eine
innovative Variante, die auf den Ausbau des Fernwärmenetzes zielt, werden miteinander
verglichen.
In Ansatz 1 wird die Wirtschaftlichkeit verschiedener Kleinanlagen miteinander verglichen.
Hierbei stellen sich die simulierten Wärmepumpen oft als die wirtschaftlichste Lösung her-
aus. Dabei ist allerdings eine sehr gute Auslegung der Anlagen vorausgesetzt. In dem be-
trachteten Zeitraum von 2009 bis 2018 gewinnen Anlagen wie Holzpellets undmBHKW
durch die Veränderung der Rohstoffpreise an Bedeutung. Die Wärmepumpen stellen jedoch
auch 2018 in den meisten statistischen Gebieten die wirtschaftlichste Lösung dar. Der mitt-
lere Wärmegestehungspreis liegt bei den dezentralen Anlagen im Jahr 2018 laut der vor-
genommenen Simulation bei 0;1349Eur

kWh. Die Fernwärmeversorgung im Ansatz 1 kommt
hingegen auf 0;12 Eur

kWh, wobei hier die ökologisch bessere Variante, welche den Einsatz von
dezentralen BHKW vorsieht, bevorzugt wurde. Dadurch kann bei der jährlichen Wärme-
produktion eine Einsparung von über 50:000t CO2 erzielt werden.
Der zweite untersuchte Ansatz lässt sich wirtschaftlich besser darstellen und kommt für das
gesamte Untersuchungsgebiet auf einen Wärmegestehungspreis von 0;114Eur

kWh.
Für ein optimiertes Gesamtkonzept der untersuchten Stadtbezirke lässt sich keiner der bei-
den Ansätze alleinig empfehlen. Eine Kombination aus erweitertem Fernwärmenetz und
ef�zienten Kleinanlagen wird die beste Lösungsstrategie für die Erreichung der Klima-
schutzziele darstellen. So ist z.B. im zweiten Ansatz noch keine Nutzung von Holzpellets
vorgesehen. Der Verbrauch des Potentials von 50GWh kann eine weitere Senkung der spez.
CO2- Emissionen bedeuten. Zudem sollte untersucht werden, inwiefern sich die Einbindung
von weiteren Ansätzen (Windstromüberschüsse, PV, Lastverschiebung) auswirkt.
Eine der wichtigsten Voraussetzungen für eine nachhaltige Energieversorgung ist auf poli-
tischem Wege zu schaffen. Wenn die Einspeisung in die Fernwärmenetze für Dritte nicht
ermöglicht wird, wird es nicht zu einer Marktöffnung und ebenso wenig zu einer Dezen-
tralisierung der Fernwärmeversorgung kommen. Diese ist eine Grundlage für individuelle
Nahwärmelösungen mit hoher Ef�zienz in denen örtliche Gegebenheiten wie zum Beispiel
Gewerbebetriebe mit Kühlbedarf berücksichtigt werden können.
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1 Zusammenfassung

1.1 Aufgabenstellung der Teilstudie

Der geplante Ressourcenverbrauch der in der Studie vorgeschlagenen, weitgehend dezen-
tralen Versorgungseinrichtungen für die Bezirke Lichtenberg, Friedrichshain-Kreuzberg und
Marzahn-Hellersdorf folgt dem Primat des Ausbaus der Erneuerbaren Energien und be-
rücksichtigt Kriterien wie Naturschutz, Flächenkonkurrenz und Nachhaltigkeit. Zur Nach-
haltigkeit gehört in diesem Zusammenhang auch die Übertragbarkeit des Versorgungsmo-
dells auf andere Berliner Bezirke und Städte Brandenburgs. Dies begrenzt die Nutzung
der Bioenergie unter das in der Simulation zunächst errechnete Maß, da ein Verbrauch al-
ler Berlin-Brandenburger Bioenergie-Ressourcen in den betrachteten Bezirken, die weitere
Energiewende in Berlin-Brandenburg beschränken würde. Bei der Erstellung der Teilstudie
zum Ressourcenverbrauch des Simulationsergebnisses wurde auf eine Vielzahl von Detail-
Untersuchungen zur Entwicklung des Wärmebedarfs, zur Verfügbarkeit von Erdgas, zum
Solarthermiepotenzial im betrachteten Gebiet und zum Biogasausbau in Brandenburg und
Berlin sowie insbesondere auf die Leitstudie 2008 des BMU zur Ausbaustrategie Erneuer-
bare Energien zurückgegriffen.

1.2 Ergebnisse

1.2.1 Wärmebedarf

Abb. 1.1: Simulierter Verlauf des Wärmebedarfs bis zum Jahr 2050

Der Endenergiewärmebedarf wurde in der Simulation für 2018 errechnet und beträgt ca.
4:033GWh

a (siehe Abb. 1.1). Damit liegt er um knapp 450GWh
a bzw. um 10% unter dem Wert,

den die Simulation für die Gegenwart ermittelt. Für die weitere Abnahme des Bedarfs bis
2050 wurden die nach Gesetzeslage (EnEV 2009 sowie Planungen für 2012 und darüber
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hinaus) zu erwartenden Werte angenommen. Für 2050 ergibt sich danach ein Bedarf von
knapp 1:500GWh

a .

1.2.2 Energie aus Biomasse

Aus dem bundesweit als nachhaltig beschriebenem primärenergiebezogenem Bioenergie-
Potenzial von 1450PJ

a (= 403:000GWh
a ) wurde nach landwirtschaftlicher Nutz�äche, Forst-

�äche und Einwohnerzahl für Brandenburg und Berlin ein Anteil von ca. 34:000GWh
a er-

rechnet.
Die in den Heizkraftwerken (HKW) sowie zu einem geringen Anteil in Pelletheizungen
genutzte Biomasse bleibt bei unserem Modell vom Zeitpunkt der Simulation bis 2050 re-
lativ konstant und übersteigt 800GWh

a . Hinzu kommt Biogas, dessen Anteil am insgesamt
verbrauchten Gas von 12% bis auf 50% steigt. Aufgrund des hohen Anteils des Gesamt-
gases (Erdgas + Biogas) am Primärenergieverbrauch ist der Biogaseinsatz 2018 trotz des
noch geringen Anteils im Gesamtgas absolut höher als 2050. Er übersteigt im betrachteten
Zeitraum von 2018 bis 2050 niemals 540GWh

a .
Insgesamt benötigt unser Modell damit einen primärenergiebezogenen Bioenergieverbrauch
im Jahre 2018 ca. 1:240GWh

a , was 3,7% des gesamten langfristigen Brandenburger und
Berliner Potenzials an Biomasse für direkte Verbrennung, für Biogas und für Treibstoffe
ausmacht. Aufgrund des steigenden Biogasanteils im Gesamtgas wächst dieser Wert auf
maximal 1:340GWh

a bzw. 4%. Eine Übertragbarkeit auf die anderen Bezirke Berlins und
auf Brandenburger Städte ist damit gewährleistet. Das Versorgungsmodell „wildert“ nicht
in fremden Ressourcen.

Abb. 1.2: Nutzung unterschiedlicher Energieträger bis 2050
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1.2.3 Solarwärme

Der Anteil an Solarwärme, der in der Simulationsrechnung 2018 bei 2% liegen soll, steigt
danach zunächst langsam, später stärker, an und deckt 2050 knapp 12% des zu erwarten-
den Wärmebedarfs von 1:500GWh

a (Endenergie). Dies sind dann ca. 10% der eingesetzten
Primärenergie.

1.2.4 Erdgas

Erdgas ist in der Simulationsrechnung und im gesamten Modell der einzige fossile Ener-
gieträger. Sein Anteil beträgt in der Simulation für 2018 72% des Primärenergieeinsatzes
und sinkt bis 2050 auf 24%. Aufgrund des gesunkenen Bedarfs werden 2050 absolut nur
noch 460GWh

a gegenüber 3:253GWh
a aus der Simulation für 2018 benötigt. Der Verbrauch

sinkt damit auf 14% des ursprünglichen Wertes.
Wir gehen beim Erdgas für die nächsten Jahrzehnte von einer Versorgungssicherheit bei
steigenden Preisen aus. Diese folgt aus den im Vergleich zu Erdöl größeren Beständen
an Erdgas. Dabei wurde auch die „Peak-Oil“- bzw. PPeak-GasProblematik berücksichtigt,
wonach schon lange vor der Erschöpfung der Vorräte Knappheiten auftreten, die durch eine
zunächst nicht mehr auszuweitende und später zurückgehende Förderleistung bei steigen-
dem oder gleichbleibendem Bedarf ausgelöst werden.
Wenn weitere unterschiedliche Versorgungswege für Europa ausgebaut werden, insbeson-
dere neue Pipelines und LNG-Terminals (Terminals zum Import ver�üssigten Erdgases),
können die zur Neige gehenden eigenen Quellen ersetzt und zugleich eine einseitige Im-
portabhängigkeit von Russland vermeiden werden. Dann kann durch Erdgas gegenüber dem
Erdöl eine Frist von etwa 30 Jahren gewonnen werden, die für die Umsetzung der Energie-
wende auf rein regenerative Quellen genutzt werden muss.

2 Aufgabenstellung

Im Auftrag derklima-allianz und desBUND Berlin hat eine Arbeitsgruppe unter Leitung
von Herrn Prof. Dr Jochen Twele von der HTW Berlin ein Modell entwickelt, das den
dezentralen Ersatz des jetzigen Kraftwerks Klingenberg simuliert. Dabei setzt die Simula-
tion auf die Energieträger Biomasse und Erdgas für wärmegeführte BHKW, die thermische
Nutzung der Solarenergie sowie auf begrenzten Einsatz von Holzpellets bzw. Holzhack-
schnitzeln und berücksichtigt voraussichtliche Einsparungen beim Wärmebedarf des Ein-
zugsgebiets. Bei dem hier zur Rede stehenden Ersatz geht es laut Leistungsbeschreibung der
„Studie zum Ersatz des Kraftwerks Klingenberg“ (im folgenden kurz „Studie“) insbeson-
dere um den Ersatz der Heizwärmeproduktion, da die gegenwärtig am Standort produzierte
elektrische Energie nicht an den Standort gebunden ist und, aus der Sicht einer zukunfts-
fähigen Energieversor-gung, zu einem immer höheren Anteil durch regenerative Quellen
ersetzt werden soll und kann.
Eine „Versorgungslücke“ an dem Standort durch Abschalten des jetzigen HKW Klingen-
berg in angenommenen 8 bis 10 Jahren, kann also - wenn überhaupt - nur im Wärmebe-
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reich auftreten1 . Annahme der Studie war, dass diese Versorgungslücke, trotz Übernahme
eines Teils der Heizlast durch jetzt schon existierende HKW, möglich erscheint, da davon
auszugehen ist, dass ein Großteil der Gebäude des Einzugsgebiets von Klingenberg erst in
der zweiten Hälfte der 90er Jahre energetisch saniert wurden und der nächste Sanierungszy-
klus, der dann mit Sicherheit einen Niedrigenergie- oder Passivhausstandart erreichen muss,
erst in den 20er Jahren erfolgen wird. Dies war eine bewusst vom Auftraggeber gewählte
„konservative“ Annahme, um sicherzustellen, dass dem entwickelten, dezentralen Alterna-
tivmodell kein „Spielen“ mit der Versorgungssicherheit im Heizenergiebereich nachgesagt
werden kann.
Das nach diesen Kriterien entwickelte Modell zur Sicherstellung des Wärmebedarfs bil-
det dabei nicht nur die jetzt vom HKW Klingenberg versorgten Haushalte und Kleinver-
braucher ab sondern alle Stadtteile, die vom Ostberliner Fernwärmenetz erfasst werden. In
dieser Region werden also sowohl die an die Fernheizung angeschlossenen als auch die
dezentral versorgten Haushalte und Gewerbe Häuserblockweise in ihrem Wärmeverbrauch
simuliert und möglichst ef�zient versorgt. Die Simulation ergab dabei für den Ist-Zustand
eine beheizte Fläche von 29:900:000m22 mit einem mittleren Wärmebedarf von 150kWh

m2� a.
Bei prognostiziertem Voranschreiten des Sanierungsstandes wird sich dieser Wert in zehn
Jahren auf voraussichtlich 138kWh

m2� a reduzieren. Zur Deckung dieses Bedarfs errechnet die
Studie für 2018 einen Primärenergieverbrauch von 3:697GWh

a Gas (Erdgas und Biogas),
763GWh

a Biomasse (Holzhackschnitzel und Pallets), 63GWh
a Solarwärme sowie zusätzlich

581GWh
a elektrischen Strom (für Wärmepumpen), denen aber 665GWh

a an erzeugtem KWK-
Strom gegenüber stehen.
Augenfällig ist aufgrund des Erdgaskon�ikts zwischen Russland und der Ukraine im Win-
ter 2008/2009 der Energieträger Erdgas in der Öffentlichkeit mit Unsicherheiten verbunden,
die sich auf drei unterschiedliche Fragestellungen zurückführen lassen. Diese sind:

1. Ist Erdgas in den nächsten Jahrzehnten technisch noch ausreichend verfügbar?

2. Ist die Erdgas-Versorgung Westeuropas politisch sichergestellt bzw. ausreichend zu
diversi�zieren?

3. Wird die Erdgasversorgung zu einem bezahlbaren Preis erfolgen, zu dem die Erdgas-
nutzung auch wirtschaftlich darstellbar ist?

1Wir gehen davon aus, dass die gegenwärtig vorliegende Heizwärmeleistung von 1:665MW (ohne HKW
Klingenberg) im Ostberliner Netz durch die Kraftwerke Mitte und Lichtenberg sowie den dazugehörigen
Spitzenlastkesseln ein Abschalten des HKW Klingenberg vermutlich schon jetzt ermöglichen würde, ohne
die Versorgungssicherheit des Einzugsbereichs zu gefährden. Die Versorgung wäre dann aber durch einen
größeren Anteil von Nicht-KWK-Wärme gekennzeichnet und daher nicht klimafreundlich. Außerdem
wollten wir in der Studie die Aussage von Vattenfall zur Grundlage nehmen, die besagt, dass der Standort
Klingenberg 200:000 Haushalte und geographisch zugehöriges Gewerbe versorgt. In diesem Sinne stellt
die Bereitstellung der Wärmelast aus dezentralen Quellen wie in der Studie entwickelt eine zusätzliche
Absicherung der Versorgung dar. Gleichzeitig zeigt sie auf, wie die Wärmeversorgung in den nächsten
Jahrzehnten u. E. nach in einem schrumpfenden Wärmemarkt insgesamt klimafreundlich aufgebaut wer-
den sollte.

22018 wurde als „Zieljahr“ der Studie gewählt, als angenommenes Datum für das Abschalten des jetzigen
HKW Klingenberg, zu dem eine alternative Versorgung sichergestellt werden soll.
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Aufgrund des längerfristig sowieso vorgesehenen Umstiegs auf Erneuerbare Energien und
weil nicht genau bekannt ist, für welchen Zeitraum diese drei Fragen eindeutig mit „Ja“
beantwortet werden können, ergibt sich zusätzlich die Fragestellung:

4. Kann die für Berlin notwendige Erdgasversorgung - und damit auch die Versorgung
für das hier zur Rede stehende BHKW-System zum Ersatz vom HKW Klingenberg -
durch Biogas substituiert werden, bzw. zu welchem Anteil ist dies möglich?

Bei der Beantwortung dieser letzten Frage darf sinnvoller Weise nur auf regionale Quellen
(d.h. im hiesigen Fall auf Potenziale in Berlin und Brandenburg) zurückgegriffen werden,
da davon ausgegangen werden muss, dass die Biogasressourcen anderer Gegenden auch
in ihrer jeweiligen Herkunftsregion benötigt werden.ßß Die Entwicklung der Ressourcen-
versorgung und insbesondere die Ölpreisentwicklung schon allein der letzten drei Jahre
machen deutlich, dass es kaum möglich ist, die zweite wie die dritte Frage für den Zeit-
raum bis 2050 mit Sicherheit zu beantworten. Grundsätzlich ist die Beantwortung auch
nicht im Rahmen der Entscheidung über eine Klingenberg-Nachfolge zu klären, weil sie
sowohl geographisch als auch inhaltlich weit darüber hinausgeht:

• Geographisch: Die Frage kann nur europäisch und nicht regional beantwortet werden.

• Inhaltlich: Die Frage zum weitreichenden Betrieb von BHKW zur Wärme- und Stromer-
zeugung mit Erdgas kann nur im Rahmen der Abwägung mit anderen Nutzungsinter-
essen gefällt werden. Für welche Nutzungen soll das in den nächsten Jahrzehnten zur
Verfügung stehende Erdgas vorzugsweise eingesetzt werden? Für Heizung, Stromer-
zeugung, Transport und Mobilität, Industrie- oder Prozesswärme oder als Rohstoff
für die außerenergetische Nutzung?

Aufgrund der politischen Brisanz der Versorgungssicherheit auch bei der Meinungsbildung
lokaler und regionaler Entscheidungsträger, sollte dieses Thema dennoch in der Studie nicht
völlig ausgelassen werden, sondern die Leistungsbeschreibung formuliert unsere Aufga-
benstellung folgendermaßen:

„(Es) soll zum Beleg der Versorgungssicherheit ein Überblick über die welt-
weite Versorgungslage bei diesem Rohstoff (Erdgas) bis 2050 skizziert wer-
den. Außerdem soll eine Übersicht über die von der deutschen Gaswirtschaft
geplanten anteiligen Substitution von Erdgas durch Biogas sowie eine Abschät-
zung der regionalen, d.h. Berliner und Brandenburger Potenziale der Biogas-
gewinnung erstellt werden.“

Diese Aufgabenstellungen sollen im Folgenden angegangen werden. Um die Ergebnis-
se später auch in Bezug zu jetzigen Energieverbräuchen setzen zu können werden zu-
nächst wenige ausgewählten Daten zum weltweiten Erdgasverbrauch und zum Berliner
Energieumsatz in den Tabellen 8 und 9 dargestellt.
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Tabelle 8: Erdgasverbrauch 2005 Quelle: LAK Energiebilanzen, Arbeitsgemeinschaft
Energiebilanzen und BP Statistical Review of World Energy 2008

Region Erdgasverbrauch 2005
[GWh]

Welt 25.719.000
EU 4.367.000
BR Deutschland 897.016
Berlin 28.613
Brandenburg 30.836

Tabelle 9: Primärenergieverbrauch Berlin 2005 Quelle: LAK Energiebilanzen

Primärenergieträger Primärenergie 2005
[TJ] [GWh]

Steinkohle 47.844 13.290
Braunkohle 13.240 3.678
Mineralöle 114.815 31.893
Gase 103.019 28.616
Erneuerbare Energien 3.344 929

3 Verfügbarkeit von Erdgas

Wie oben schon angedeutet, wird unter der Verfügbarkeit von Erdgas Unterschiedliches
verstanden. Unterschieden werden soll hier in:

1. Die geologische Verfügbarkeit von Erdgas zu auf dem Weltmarkt akzeptierten Prei-
sen (d.h. nach der üblichen Terminologie sind das die Reserven, im Gegensatz zu den
teilweise schwer oder gar nicht gewinnbaren Ressourcen.)

2. Die politische Verfügbarkeit von Erdgas, die bei diesem großenteils leitungsgebun-
denen Energieträger stärker noch als bei anderen eine eigene Größe darstellt.

3. Die kostengünstige (relativ zu anderen Energieträgern) Verfügbarkeit von Erdgas.

In Rahmen dieser Studie sollen nur Daten zu der ersten Fragestellung zusammengetragen
werden, da sich zu den beiden anderen für einen Zeitraum von 40 Jahren nur begründete
Annahmen abschätzen lassen.

3.1 Geologische (globale) Verfügbarkeit von Erdgas

Zur Beschreibung der Reserven hat sich die Angabe der „Statischen Reichweite“ als dem
Quotient aus Reserven und gegenwärtigem Verbrauch3 als Angabe für eine Abschätzung
der zukünftigen Versorgungssituation durchgesetzt. Wie alle Zukunftsprognosen weißt er

3D.h. der Verbrauch wird hierbei weder steigend noch zurückgehend sondern „statisch“ angenommen.
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Ungenauigkeiten auf, die - neben möglichen Fehlangaben zu den Reserven - vor allem dar-
in bestehen, dass auf der einen Seite ein „gleichbleibender Verbrauch“ angenommen wird
(ein steigender Verbrauch würde die Reichweite verkürzen) auf der anderen Seite aber auch
zukünftige Funde neuer Lagerstätten nicht berücksichtigt werden. Da sich diese beiden Ten-
denzen ausgleichen, bzw. in den vergangenen Jahren die Neuerkundungen die Verbrauchs-
steigerungen übertroffen haben, soll die Angabe der Statischen Reichweite hier beibehalten
werden.

Tabelle 10: Statische Reichweiten fossiler Energieträger Quelle: BP Statistical Review

Energieträger Reserven 2006 Reserven 2007 Zu-/Abnahmen Statische
von 2006 zu 2007 Reichweite

in Jahren
Erdöl 1239 Mrd. bl. 1237 Mrd. bl. � 0;2% 41
Erdgas 176 Bio.m3 177 Bio.m3 + 0;6% 60
Kohle k. a. 847:488 Mio. t k. a. 133

Insbesondere beim Erdöl, aber auch bei anderen Energieträgern ist in den vergangenen Jah-
ren aber zusätzlich die Problematik der Maximalproduktion, des „Peak-Oil“ oder weniger
zugespitzt des „Plateaus“ deutlich geworden, womit beschrieben wird, dass sich, auch bei
noch für etliche Jahrzehnte vorhandenen Reserven, dennoch die Produktionsmenge nicht
mehr beliebig steigern lässt. Die Förderung erreicht stattdessen ein „Peak“ (oder ein „Pla-
teau“), von dem aus sie Jahre später abfällt, obwohl weltweit noch Reserven vorhanden
sind, da ein Teil der Lagerstätten erschöpft sind bzw. sich immer schwieriger ausbeuten
lassen.

Folgende Tabelle beschreibt die Statischen Reichweiten der fossilen Energieträger und die
weltweite Entwicklung der Reserven 2006 und 2007:

Insbesondere beim Erdöl wird dieser Zeitraum in Frage gestellt. So gibt die Energy Watch
Group die statistische Reichweite mit nur noch 29 Jahren an, da sie von Vorräten von
nur 854 Mrd. Barrel ausgeht. Unabhängig von der unterschiedlichen Einschätzung der ge-
genwärtigen Reserven und zukünftiger Erkundungspotenziale hat sich die Betrachtung der
Peak-Oil-Problematik mittlerweile durchgesetzt. Allerdings differieren auch hier die Anga-
ben insbesondere Hinsichtlich der Annahmen zum gegenwärtigen Stand auf der Kurve und
zum Kurvenverlauf. Während laut Energy Watch Group beim Öl der Förderungshöchst-
stand bereits erreicht ist und die Fördermenge schon in wenigen Jahren abfallen wird (des-
halb wir von „Peak“ gesprochen), geht die Weltenergieagentur von einem Erreichen eines
(längeren Plateaus) zum Ende des nächsten Jahrzehnts aus (vgl.: IWR-Newsticker, 2008).
Bezüglich des Erdgases gibt es noch keine expliziten Berechnungen bezüglich Zeitpunkt
und Verlauf des Peak. Die Energy Watch Group verweist darauf, dass sich der Verlauf der
Förderung grundsätzlich nicht anders verhält als beim Erdöl, allerdings zeitlich um etliche
Jahre oder gar Jahrzehnte verschoben. Dafür, dass beim Erdgas die „Schonfrist“ noch etwas
länger dauern wird als beim Erdöl spricht auch die Tatsache, dass beim Erdgas die Neuer-
kundungen den Verbrauch noch übertreffen, d.h. die bekannten Reserven waren 2007 höher
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als 2006. Beim Erdöl hat sich diese Entwicklung bereits im letzten Jahrzehnt umgekehrt.
Weiter davon ausgehend, dass die Angabe der statischen Reichweite nicht ausreichend zur
Beschreibung potentieller Mangelsituationen aber auch nicht völlig unsinnig ist, halten wir
es für plausibel, den Erdgas-Peak in den 30er oder 40er Jahren unseres Jahrhunderts zu
vermuten und damit 20 bis 30 Jahre später als den Erdöl-Peak.

3.2 Politische und regionale Verfügbarkeit von Erdgas

Erdgas unterliegt als hauptsächlich leitungsgebundener Energieträger weiteren Restriktio-
nen als der globalen Verfügbarkeit. Die Leitungsbindung des Erdgases kann im Vergleich
zum Erdöl zu größeren, (evtl. auch politischen) Abhängigkeiten von einzelnen Exporteuren
und evtl. Transitländern führen. Anfang dieses Jahres hat der Streit zwischen Russland und
der Ukraine dies wieder deutlich gemacht. Dieser Streit hat für osteuropäische Importländer
aufgrund geringer Lagerbestände sehr schnell zu einem bedenklichen Versorgungsengpass
geführt. Aber auch unabhängig von politischen Import-Abhängigkeiten (die sich kaum über
viele Jahrzehnte vorhersagen lassen und in abgeschwächter und unterschiedlicher Form bei
allen nicht-regenerativen Energierohstoffen bestehen - mit Ausnahme der besonders klima-
und landschaftzerstörenden Braunkohle) macht es gerade beim Erdgas Sinn, sich nicht nur
die globale, sondern auch die weltregionale Versorgungssituation anzusehen. Aufgrund sei-
ner starken Leitungsgebundenheit ist Gas unabhängig von politischen Prozessen ein global
nicht völlig frei handelbarer Rohstoff. Deutschland und damit auch Berlin stehen gegen-
wärtig relativ gut dar. Die GASAG hat insgesamt sechs Vorlieferanten, die ihr Gas aus
verschiedenen Regionen beziehen. Vom Erdgas, das in Deutschland verbraucht wird, kom-
men gegenwärtig 35% aus Russland, 27% aus Norwegen, 15% aus dem Inland und 23% aus
anderen EU-Ländern, insbesondere aus den Niederlanden. Mit dem erwarteten Rückgang
der Förderung in der EU und Norwegen wird es wichtig, andere Exportländer zu �nden,
wenn die Abhängigkeit von Russland nicht übermäßig ansteigen soll.
Insgesamt sind die Lagerstätten beim Erdgas weltweit ähnlich verteilt wie beim Erdöl, was
durch den großenteils parallelen Entstehungsprozess begründet ist.

Die Vorräte und die gegenwärtige Förderung verteilen sich, wie in Tabelle 11 dargestellt,
auf die Weltregionen.
Die Tabelle macht ein Ungleichgewicht deutlich. Aufgrund der gegenwärtig noch nicht
ausgebauten und z.T. auch politisch schwierigen Transportwege wird weniger Gas aus dem
Mittleren Osten bezogen, als es dem Anteil des dortigen Vorkommens entspricht. Es ergibt
sich daher für diese Lagerstätten eine statische Reichweite von über 200 Jahren. Es ist des-
halb davon auszugehen, dass in diesen Gebieten in den nächsten Jahrzehnten die größten
Wachstumsbereiche in der Erdgaswirtschaft liegen4.
Hingegen fördert die EU, zu der man in den Fragen der Erdgasförderung sowohl geogra-
phisch als auch politisch Norwegen dazu rechnen kann, so viel, dass hier eine statische
Reichweite von nur noch 18 Jahren besteht. Gleiches gilt für den amerikanischen Kontinent

4Der verstärkte Export aus dieser Region nach Europa und Deutschland im speziellen ist durchaus wahr-
scheinlich: Er kann entweder über z.B. in Bremen schon länger geplante LNG-Terminals ablaufen als
auch bei internationaler Kon�iktlösung und Einbindung des Iran über neue Pipelines.
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Tabelle 11: Welterdgasreserven nach Regionen Quelle: BP Statistical Review

Reserven Reserven Produktion Produktion Statische
anteilig 2007 anteilig Reichweite

[Mrd. kWh] % [Mrd. kWh] % in Jahren
Amerika 138.325 8,9% 8.159 31,5% 17
(gesamt)
EU 44.729 2,9% 2.479 9,6% 18
Norwegen
Russland 393.139 25,2% 5.348 20,7% 74
sonst. 85.231 5,5% 1.644 6,4% 52
Eurasien
Mittlerer 644.607 41,3% 3.133 12,1% 206
Osten
Afrika 128.375 8,2% 1.676 6,5% 77
Ostasien 127.319 8,2% 3.447 13,3% 37
PAzi�k
Welt 1.561.637 100,0% 25.886 100,0% 60

mit 17 Jahren. Dies beschreibt eine von Jahr zu Jahr wachsende Importabhängigkeit der
westlichen Industrieländer. Russland liegt bei vergleichsweise beruhigenden 74 Jahren, die
aber bei den in den nächsten Jahren zu erwartenden Produktions- und Exportsteigerungen
geringer werden dürften.
Der Ausbau von Förderung und Export im Mittleren und Nahen Osten ist daher aus zweier-
lei Gründen notwendig: Zum einen wird eine einseitige politische Abhängigkeit von Russ-
land vermieden, die sonst mittelfristig die Versorgungssicherheit beeinträchtigen könnte.
Zum anderen (d.h. abgesehen von dieser politischen Argumentation) kann durch die stär-
kere Einbeziehung der Erdgas-Lagerstätten vor allem im Mittleren Osten das Erdöl als
internatio-nale „Energie-Leitwährung“ abgelöst und tatsächlich ein zusätzlicher Zeitpuf-
fer von mindestens 20 Jahren für die Energiewende erkauft werden. Es ist richtig, dass
hierbei neue Abhängigkeiten entstehen. Bei einem sowieso notwendigen Ausbau der Spei-
cherkapazität in der EU sind diese aber nicht gravierender als beim Erdöl, denn Russland
als Exportregion bleibt in relevantem Anteil bestehen. Voraussetzung für eine Operationa-
lisierung dieser Abhängigkeiten sind der Ausbau neuer Speicherkapazitäten und Pipelines
sowie Terminals für ver�üssigtes Erdgas (Liqui�ed Natural Gas, LNG). Erstere be�nden
sich im Bau, letztere zumindest in der Planung. In seiner jüngsten Studie kommt Jens Ho-
bohm (2008) zu insgesamt fünf Empfehlungen für eine Europäische Gasstrategie, die sich
mit der hier entwickelten Einschätzung weitgehend decken:

1. Ef�zienzerhöhung parallel zum Ausbau der Erdgasnetze,

2. Zugang zu neuen Gasquellen sichern, wozu insbesondere die Nabucco-Pipeline ge-
hört,

3. Aufbau einer LNG-Infrastruktur,
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4. Ausbau und vor allem Neuausrichtung der Biomasse-Förderung hin zur Biogasnut-
zung,

5. Ausbau der Speicherkapazität, d.h. insbesondere der Untertagespeicher.

3.3 Kosten von Erdgas

Bis 2020 bestehen Lieferverträge mit den Niederlanden und Norwegen. Verträge mit Russ-
land bestehen sogar bis ins Jahr 2030, wodurch zumindest für einen Teil des Imports die
Kopplung an den Ölpreis bestehen bleibt. Bisher hat sich diese Kopplung dämpfend (weder
verteuernd noch verbilligend, wie der Vergleich mit den höher volatilen Preisen in Groß-
britannien verdeutlicht) auf die Preisentwicklung des Gases ausgewirkt. Eine Aussage über
die langfristigen Kosten über das Jahr 2020 oder gar 2030 hinaus ist in dieser Studie nicht
möglich. Davon ausgehend, dass es aufgrund der Peak-Oil-Situation ab 2020 beim Erd-
öl verstärkt zu Preissprüngen kommen wird, die dann vermutlich auch nicht so stark und
schnell wieder zurückfallen, wie dies in der zweiten Jahreshälfte 2008 geschehen ist, er-
scheint es aber sinnvoll, längerfristig die Kopplung des Gaspreises an den Ölpreis aufzu-
geben. Auch inhaltlich macht diese Kopplung dann keinen Sinn mehr. Sie wurde einge-
führt, um das schwerer auf einem „freien Markt“ handelbare Erdgas an einen Marktpreis
zu koppeln, der sich beim Erdöl auf dem Weltmarkt eher einstellen kann. Die Kopplung
geschah dabei deshalb an das Erdöl, weil es zu diesem Zeitpunkt die „Leitwährung“ des
Energie- und Wärmemarktes darstellte und mit dem Erdgas im Wettbewerb stand. Diese
Lage hat sich bereits aus heutiger Sicht geändert und wird sich weiter wandeln. In abseh-
barer Zukunft wird das Erdöl aus dem Wärmemarkt verschwunden sein. Erdgas sollte dann
einen eigenen Marktpreis bilden und/oder sich andere „Vergleichsgrößen“ suchen. Erste-
res erscheint möglich, wenn nicht nur, wie schon jetzt verschiedene Abnehmer sondern
auch unterschiedliche Anbieter und Verkehrswege (verschiedene alternative Pipelines und
LNG-Terminals) einen Weltmarkt konstituieren. Die Herausbildung eines solchen eigenen
belastbaren Marktpreises, schließt längere preislich gepufferte Lieferverträge nicht aus.
Als vergleichsweise saubere und vielfältig einsetzbare Energiequelle, die relativ hohe Inves-
titionskosten in die Import- und Verteilungs-Infrastruktur voraussetzt, ist die MWh Erdgas
teurer als eine MWh Steinkohle, wobei Steinkohle allerdings zu höheren Investitionskosten
bei den Kraftwerken führt und hier weiter steigende, höhere Zusatzkosten für den Erwerb
von CO2-Zerti�katen hinzukommen werden. Der Importpreis von Erdöl ist demgegenüber
höher als der von Erdgas.
Ein Vergleich der (mittleren) Importpreise dieser drei Energieträger5 war im Jahr 2008 ent-
sprechend Tabelle 12 ausgeprägt:
Die relative Entwicklung der Preise (ausgehend von einem Preisniveau von 100 im Jahre
2000) verläuft dabei längerfristig bisher relativ parallel, wie Gra�k 3.1 verdeutlicht.

Die dauerhafte Entstehung unbezahlbarer „Fantasiepreise“ beim Erdgas ist für die nächsten
Jahrzehnte extrem unwahrscheinlich und mittelfristig nur im Rahmen kurzzeitiger Speku-

5Dieses Preisverhältnis bleibt auch bei den reinen Brennstoffkosten (ohne Investition, Betrieb, CO2-Kosten
usw.) erhalten. Es betrug nach Angaben der IMF, Petroleum Argus laut Spiegel Nr. 27/2008 Ende 2008
für Steinkohle 10;95e , für Erdgas 25;94e und für Erdöl 50;48e je MWh.
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Abb. 3.1: Entwicklung der Importpreise

lationsblasen (wie im Frühjahr und Sommer 2008 beim Erdöl) möglich. Bei dem durch
die Russland-Ukraine-Krise forcierten Ausbau der Speicherkapazität in der EU, verbunden
mit den ebenfalls schon im Bau be�ndlichen unterschiedlichen Pipeline-Systemen und mit
dem dauerhaften Erschließen der Vorkommen im Mittleren und Nahen Osten, wäre eine �-
nanzierbare Erdgasversorgung bis 2050 sichergestellt. Insgesamt lässt sich feststellen, dass
die Schritte, die der Versorgungssicherheit beim Erdgas dienen, gleichzeitig dazu geeignet
sind, bezahlbare Preise sicherzustellen, wenn sie zugleich auf den Aufbau eines halbwegs
funktionierenden Marktes mit möglichst unterschiedlichen Anbietern ausgerichtet sind.

Tabelle 12: Importpreise fossiler Energieträger Quellen: Bundesamt für Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle und Mineralölwirtschaftsverband

Energieträger In der Literatur6 Währungs e /MWh
gefundene Angabe Umrechnung

Erdöl 92,58 $/Barrel 58,50 $/MWh 41,19
Erdgas 7450e /TJ 26,28
Steinkohle 110,51e /tSKE 13,59

Mitte des Jahrhunderts sollte allerdings auch das Erdgas zunehmend aus dem Wärmemarkt
verschwunden sein, weil es einerseits wegen der Passivbauweise keinen „Wärmemarkt“
mehr geben wird und weil andererseits die verbliebenen fossilen Rohstoffe wichtigere Auf-

6Nach Angaben des Bundesamts für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (für Erdgas und Steinkohle) sowie des
Mineralölwirtschaftsverbands (für Erdöl)
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gaben, insbesondere im Transportsektor und im Bereich der nicht-energetischen Nutzung
(Grundstoff in der Chemieindustrie) werden erfüllen müssen.

4 Verfügbarkeit von Biogas

Zur zukünftigen Verfügbarkeit von Biogas sollen Studien, Verbandsangaben und eigene
Hochrechungen zu drei unterschiedlichen Kategorien gemacht werden:

1. Das Potenzial der Siedlungsabfälle,

2. Biogas aus Reststoffen der Land- und Forstwirtschaft sowie

3. Die Biogasproduktion aus eigens dafür angebauten Energiep�anzen.

Die erste Kategorie, Biogas aus Siedlungsabfällen, war für die Auftraggeber der Studie
interessant, um Werte über den Anteil der Eigenversorgung Berlins zu erhalten, das ja über
keine ins Gewicht fallende Landwirtschaft verfügt. Biogas aus Reststoffen ist eine wichtige
Größe, da hierbei keine (oder zumindest nur wenig) Konkurrenz- und Flächenprobleme
auftauchen, wie dies bei der dritten Kategorie, der Biogasgewinnung aus Energiep�anzen,
zu befürchten ist7.

4.1 Biogas aus Siedlungsabfällen und anderem Restmüll

Zum Biogaspotenzial von Berlin wird zurückgegriffen auf die Senats-Studie 2008/09 „Nut-
zung von Biomasse in Berlin“ (vgl.: Studie der ICU-GmbH), deren Zwischenergebnisse
im Oktober 2008 präsentiert wurden. Bei einem BSR-Zielwert von 100:000t getrennt ge-
sammelter Biomasse und weiteren 350:000t Biomasse im Restmüll sowie ca. 1:000:000t
Biomasse aus anderen Quellen (Klärschlämme, Nahrungsmittelindustrie, Holzabfälle ...)
ergibt sich ein theoretisch maximales Biogaspotenzial von ca. 900GWh

a
8 . Dieser Wert wird

aber praktisch nie erreicht werden, da er voraussetzen würde, dass ausnahmslos alle Orga-
nikabfälle zur Erzeugung von Biogas genutzt werden. Abgesehen von technischen Proble-
men der Sammlung, Trennung und Vergärung ist dies ist auch deshalb nicht zu erwarten,
weil einige Fraktionen durch direkte Verbrennung sinnvoller genutzt werden können und
andere stof�ich verwertet werden sollten. Aufgrund der hohen Potenziale beim Restmüll,
bei der Nahrungsmittelindustrie und bei sonstigen Grünabfällen und Speiseresten sollte die
Hälfte dieses theoretischen Potenzials, d.h. ca. 450GWh

a , erreichbar sein. Das entsprechend

7Wolfgang Tentscher von der eco Naturgas Handels GmbH, merkt dazu an:

„Biogas aus Siedlungsabfällen ist eine wichtige Größe und leistet einen Beitrag, der vom Vo-
lumen her aber begrenzt und meist proportional zur Bevölkerung anfällt: a) Klärschlamm aus
Kläranlagen, b) Biotonne, c) Essensreste aus Gastronomie, Großküchen etc.. Aus Lebensmit-
telindustriebetrieben kommen Mengen hinzu, die nicht proportional zur Bevölkerung sondern
abhängig vom Vorkommen und Größe der jeweiligen Wirtschaftssektoren sind.“ Berlin, 2009,
unveröffentlicht.

8Hierbei wurde ausgegangen von einer energetischen Ausbeute von 1:150kWh
t bei Bioabfällen und von

600kWh
t organischer Masse in Restmüll und anderen Quellen.
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abgeschätzte Potenzial aus Siedlungsabfällen liegt in Brandenburg bei ca. 300GWh
a . Aller-

dings ist davon auszugehen, dass im Flächenland Brandenburg das Biogaspotenzial aus
Reststoffen der Land- und Forstwirtschaft erheblich höher zu bewerten ist als das aus den
Siedlungsabfällen.

4.2 Biogas aus Reststoffen in Brandenburg

Während eine Reihe von Studien zu Einzelpotenzialen bei den Reststoffen sowie zum Bio-
gaspotenzial aus Energiep�anzen im Land Brandenburg existieren, war die u. E. sicherste
Quelle, die einen Überblick über das Potenzial aus Reststoffen insgesamt gibt, die „Leitstu-
die 2008“ des BMU (Nitsch, 2008), die allerdings nur bundesweite Aussagen macht. Hier-
nach liegt das Potenzial für die energetische Nutzung von Biomassereststoffen bei insge-
samt 905PJ

a , wovon 725PJ
a nach ökologischen Kriterien tatsächlich nutzbar sind und 450PJ

bereits im Jahr 2007 genutzt wurden. Der Anteil des Biogases lag bei ca. 15%.
Tatsächlich ist das Gesamtpotenzial leichter zu bestimmen als das von Biogas, zumal in
den meisten Fällen hier eine direkte Konkurrenz zu anderen Formen der energetischen Nut-
zung auftritt. Selbst Holzreste, die zur Energieerzeugung bisher direkt verbrannt wurden,
können in Methan und damit in Biogas mit Erdgasqualität umgewandelt werden9 . Einer-
seits ist diese Umwandlung fester Biomasse in Biogas sowohl aus ökologischen Gründen
(Feinstaubproblematik bei der Holzverbrennung) als auch aus Transportgründen sicherlich
sinnvoll und es ist daher zu vermuten, dass sie zukünftig eine größere Verbreitung �nden
wird. Andererseits ist klar, dass durch solche Umwandlungsprozesse die Gesamtmenge ver-
fügbarer Energie aus Biomasse-Reststoffen natürlich nicht zunimmt. Ausgehend von einem
- relativ willkürlich gewählten - Anstieg des Anteils des Biogases an der Gesamtenergieaus-
beute von Biomassereststoffen auf gut 30%10 ergibt sich ein bundesweites Biogaspotenzial
aus Reststoffen in Höhe von ca. 220PT

a . Für Brandenburg mit einem Anteil von 7;8% an
der bundesweiten Landwirtschafts- und 9;7% an der Wald�äche ergibt sich ein Potenzial
von ca. 18PT

a , d.h. 5:000GWh11. Entsprechend des Ansatzes der Leitstudie, die sämtliche
biogenen Abfälle einbezieht, ist hierin das unter 2 erwähnte Biogas Potenzial aus Sied-
lungsabfällen u. ä. allerdings schon enthalten. Diese Abschätzung stimmt plausibel überein
mit der Angabe von Gutknecht-Stöhr (2008), der von einem Biogaspotenzial aus der Nutz-
tierproduktion (Güllefermentation) in Höhe von 346:912:500m3 bzw. - bei angenommenen
6kWhm3- von 2:081GWh ausgeht. Gülle, als der landwirtschaftliche Reststoff, der sich am
einfachsten in Biogas umsetzen lässt, würde demnach2

5 der Gesamtmenge ausmachen.

9Das Schweizerische Bundesamt für Energie hat im Januar 2009 den Watt d'Or Preis für ein entsprechendes
Verfahren an das Paul Scherrer Institut und die Technische Universität Wien verliehen.

10Der Zuwachs der Biomassennutzung aus Reststoffen würde dann hauptsächlich beim Biogas liegen, wobei
aber auch die direkte Verbrennung geringfügig zunehmen würde.

11Die Abschätzung von 5:000GWh kann nur relativ ungenau erfolgen. Dies liegt weniger an fehlenden An-
gaben über anfallenden biogene Reststoffe, wozu hier auch Brennholz gerechnet wird, sondern an Unsi-
cherheit darüber, in welcher Form diese Stoffe zukünftig (energetisch) genutzt werden. Sollte sich eine
intensive Vergasung p�anzlicher Reststoffe durchsetzten, liegt das Potenzial sicher höher, allerdings auf
Kosten der direkten Verbrennung, die jetzt noch den größten Anteil an der Bioenergienutzung hat.
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4.3 Biogas aus Energiep�anzen

Das Biogaspotenzial aus Energiep�anzen wird je nach Quelle unterschiedlich angegeben.
Dies ist zu erwarten, da zum einen die Annahmen über die für die Biogasproduktion ein-
zusetzenden Ressourcen (insbesondere Landwirtschafts�äche, zu verwendende P�anzenar-
ten usw.) sehr unterschiedlich sind und zum anderen auch Anteile der Biogasproduktion
aus Reststoffen teilweise mit aufgenommen werden. Ausgehend vom jetzigen Anbau von
Nahrungs- und Futtermitteln (insb. Getreide, Ölsaaten und Kartoffeln) kommt Gutknecht-
Stör zu einer möglichen „Biogasausbeute aus Ernteerträgen“ von 1:360:864:470m3 bzw.
8:165GWh, wobei hierbei davon ausgegangen wird, dass 30% der Erträge für die Biogas-
produktion eingesetzt werden12. Die Bioenergiestudie des Baltic Biomass Network (2007),
die unter Mitarbeit von Piorr (TFH Eberswalde) und Gora (IHK Potsdam) erarbeitet wur-
de, geht von einem geringeren Potenzial aus, das insgesamt (Gülle + Energiep�anzen) ei-
nem Erdgasäquivalent von 572 Mill. m3 bzw. 5:036GWh entspricht. Eine weitere Annähe-
rung an das Thema liefert eine Studie des Deutschen BiomasseForschungsZentrum (DBFZ)
(2008) die für Ostdeutschland u.a. das Biogaspotenzial aus Nachwachsenden Rohstoffen
ermittelt hat und sich dabei einerseits auf die im Betrieb, im Bau und in der Planung be�nd-
lichen Biogasanlagen bezieht, andererseits aber auch die zur Verfügung stehenden Flächen
untersucht. Die Studie geht dabei von einer Bandbreite der zur Biogasproduktion nutzbaren
Fläche von minimal 5% bis maximal 20% der Acker�äche aus und kommt für Brandenburg
unterteilt in Mais, Getreide, Gras und sonstige Energiep�anzen zu einem Potenzial von
14;9 bis 59;5PJ

a , was 4:139 bis 16:528GWh
a entspricht. Eine eigene Überschlagsrechung

ausgehend vom Einsatz von 10% der vorhandenen landwirtschaftlichen Nutz�ächen (vgl.
MLUR, 2004) sowie einer Ausbeute von 9:000m3

ha
13 ergibt ein Potenzial von 1:200 Mill. m3

bzw. ca. 7:800GWh. Im Folgenden soll von diesem mittleren Betrag ausgegangen werden.
Die Realisierung dieses Potenzials setzt sicherlich voraus, dass ein Teil der jetzt anderwei-
tig genutzten Bioenergiefraktionen zur Biogas- bzw. Biomethanerzeugung genutzt werden.
Er könnte allerdings auch übertroffen werden durch Nutzung weiterer Landwirtschafts�ä-
chen zur Biogasproduktion über 10% hinaus bzw. durch Nutzung von forstwirtschaftlichen
Flächen für diese Aufgabe. Eine mögliche Nutzung von Restholz zur Methanerzeugung ist
allerdings schon in Punkt 3.2 enthalten.

4.4 Zeitliche Entwicklung des Biogaspotenzials

Das gesamte Biogas Potenzial von Berlin-Brandenburg folgt damit aus den Angaben der
Abschnitte 2.1 bis 2.3 und �ndet sich in Tabelle 13 wieder:

12Wolfgang Tentscher:

„Das Biogaspotenzial ist stark abhängig von Raps- (Biodiesel) und Getreide- (Etha-
nol)anbau�ächen. Da RME und Ethanol eine schlechte (ca. 4-fach geringere) Energiebilanz und
Flächenausbeute haben, wird das Potenzial für Biogas eher zunehmen, wenn Kriterien für Zerti-
�zierung zur Anwendung kommen.“ Berlin, 2009, unveröffentlicht.

13Nach: Angabe des Fachverbandes Biogas
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Dieser Wert von 13:250GWh Biogaspotenzial ist möglicherweise für die längerfristige Zu-
kunft 2050 zu niedrig angenommen. Denn es ist zu vermuten, dass sich durch verbesserte
Technologien die Biogasausbeute je Fläche vergrößern wird. Möglicherweise wird auch
mehr als 10% der landwirtschaftlichen Nutz�äche zur Bioenergieproduktion verwendet.
Auf der anderen Seite, ist der Anteil an Biogas an der gesamten Biomassenutzung damit
höher, als seinem gegenwärtigen Ausbau entspricht. Er wird als Abschätzung des Potenzi-
als deshalb beibehalten. Die als Vergleichswert interessante Angabe über die jetzige Bio-
gasproduktion ist aus den verfügbaren Quellen nur ungenau zu ermitteln, da ein Groß-
teil direkt verstromt wird und/oder für den Eigenbedarf genutzt wird. Nach der Studie des
DBFZ entspricht die gegenwärtig zur Biogasproduktion genutzte Anbau�äche in ganz Ost-
deutschland einem Gasäquivalent von bereits 6:440GWh, auf Brandenburg würden davon
ca. 1:400GWh entfallen. Hinzu kommen ca. 650GWh aus Reststoffen (tierische Exkremen-
te sowie kommunale, landwirtschaftliche und industrielle Reststoffe). Es ergibt sich daraus
eine gegenwärtige Biogasproduktion von gut 2:000GWh jährlich.

Tabelle 13: Biogaspotenzial von Brandenburg und Berlin

Nutzung verschiedenster Reststoffe in Berlin 450 GWh
Biogas aus Reststoffen in Brandenburg, einschließlich Restholz 5:000 GWh
Biogas aus Energiep�anzen 7:800 GWh
Summe Biogaspotenzial Berlin-Brandenburg 13:25014 GWh

In der Leitstudie des BMU wird davon ausgegangen, dass der Anbau von Energiep�anzen,
der 2007 bereits 1;77 Mio. ha ausmachte und bei Berücksichtigung von Flächenkonkurrenz
und ökologischen Restriktionen einem langfristigen Grenzwert von 4;2 Mio. ha zustrebt.
Bereits 2020 wird er bei ca. 3;7 Mio. ha also bei fast 90% der langfristig verfügbaren
Fläche liegen. Für 2030 liegen diese Zahlen bei 4;0 Mio. ha bzw. 95%. Da unsere Studie
als Startjahr der simulierten dezentralen Versorgung das Jahr 2018 gewählt hat und da noch
ein geringerer als der langfristig prognostizierte Anteil der Bioenergie als Biogas vorliegt,
gehen wir für das Jahr 2018 konservativ von 50% und 2030 von 80% des langfristigen
Potenzials aus, was zur Biogasnutzung wie in Tabelle 14 führt.

Tabelle 14: Angenommener Ausbau des Biogaspotenzials in Brandenburg und Berlin

2008 2018 2030 2050
[GWh=a] 2:000 6:625 10:600 13:250

14Auch hier soll als Vergleich, das von der DBFZ insgesamt (unterteilt in die Bereichen Landwirtschaft,
Kommunen und Industrie) errechnete Potenzial angegeben werden, das für Berlin mit 83 bis 140GWh und
für Brandenburg mit 5:400 bis 20:940GWh angegeben wird. Mit 13:250GWh liegt unsere Abschätzung,
von der im Folgenden weiter ausgegangen werden soll, in diesem Bereich. Es fällt allerdings auf, dass
vom DBFZ ein sehr geringes Potenzial Berlins angegeben wird. Dieses Potenzial wird u. E. an dieser
Stelle unterschätzt, da für den Bereich „Industrie/Gewerbe“ von einem Wert von „0“ ausgegangen wird
und der biogene Gehalt im Restmüll nicht berücksichtigt wird. Als einzige Berliner Quelle bleibt damit
die Biotonne übrig.



Alternativstudie zur Wärmeversorgung- 54 -

4.5 Biogaspotenzial bezogen auf den gegenwärtigen Erdgasverbrauch

Laut LAK Energiebilanzen haben Berlin und Brandenburg gegenwärtig einen Erdgasver-
brauch von insgesamt 59.500 GWh. Das regionale Biogaspotenzial von 13:250GWh beträgt
hieran also gut 22%15 . Auch wenn dieses Potenzial deutschlandweit vermutlich etwas hö-
her liegt - der Stadtstaat Berlin hat bei hohem Verbrauch naturgegeben nur ein relativ ge-
ringes eigenes Potenzial - wird deutlich, dass der langfristige Gasverbrauch, d.h. der über
das Jahr 2050 hinaus, dauerhaft stark reduziert werden muss. Der in den nächsten Jah-
ren erfolgende Ausbau des Einsatzes von Erdgas (incl. Biogas)16 , ist also nur eine Über-
gangstechnologie. Dies gilt insbesondere für die Nutzung für Zwecke der Raumheizung -
die ja die Ausgangsaufgabe der vorliegenden Studie darstellt. Das hier ermittelte Biogas-
potenzial steht mit Sicherheit dauerhaft zur Verfügung. In den neuen Ländern, in denen
gegenwärtig größere Anteile der landwirtschaftlichen Flächen nicht für die Nahrungsmit-
telproduktion genutzt werden sondern stillgelegt sind, ist evtl. auch ein höherer Anteil als
10% der landwirtschaftlichen Nutz�äche aus Nachhaltigkeitsaspekten für die Biogaspro-
duktion vertretbar. Aber auch dann ist davon auszugehen, dass das hier ermittelte Biogas-
potenzial dauerhaft hauptsächlich für nichtenergetische sowie für Mobilität eingesetzt wer-
den muss. Das Ziel muss Passivhaus und nicht Biogasnutzung sein. Dennoch soll bei der
folgenden Bewertung des Bedarfes der in dieser Studie vorgeschlagenen dezentralen Ver-
sorgung des Einzugsgebiets des HKW Klingenberg auch Bezug zum Biogaspotenzial der
Region genommen werden. Denn Biogas wird sich aus der rein energetischen Nutzung in
zukünftigen Jahrzehnten zwar ebenso verabschieden, wie dies gegenwärtig beim Erdöl ge-
schieht und in mittelfristiger Zukunft beim Erdgas geschehen wird. Aber gerade für diesen
Übergangszeit-raum bis 2050 kann es in einem schrumpfenden Wärmemarkt einen höheren
Anteil bereitstellen und damit einige Bedeutung erlangen.

15Diese Größenordnung passt auch zu der Aussage der Gaswirtschaft Studie von Schmidthals zur Wärmever-
sorgung Berlins, dass längerfristig ca. 20% des Gasverbrauches durch Biogas sichergestellt werden soll,
wodurch verhindert wird, dass die Importabhängigkeit (bei zurückgehender inländischer und europäischer
Gewinnung) weiter steigt.

16Ausbau bedeutet hier ein über einige Jahrzehnte nur gering abnehmender Verbrauch bei stark schrumpfen-
dem Wärmemarkt insgesamt.
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5 Verbrauch der vorgeschlagenen dezentralen
Versorgungseinrichtungen

In den simulierten Versorgungseinrichtungen, wird Bioenergie in drei unterschiedlichen
Formen genutzt: als Holzreststoffe (Hackschnitzel) aus der Forstwirtschaft, als Pellets, die
überwiegend aus Reststoffen von Sägewerken und Holzindustrie gepresst werden sollten
und als Biogas. Hackschnitzel werden im Rahmen der Fernwärmeversorgung genutzt, Pel-
lets in dezentralen Heizanlagen. Biogas wird in der Simulation als Beimischung zum Erdgas
angenommen. Die aus der Simulation für 2018 folgenden Verbräuche für diese Energieträ-
ger sowie deren mögliche Entwicklung bis 2050 werden im Folgenden beschrieben und
mit den entsprechenden Potenzialen aus der Region verglichen. Danach wird auf die pro-
gnostizierte Entwicklung beim Erdgasverbrauch der simulierten Versorgungseinrichtungen
eingegangen.

5.1 Bioenergieverbrauch

Die in den HKW sowie zu einem geringen Anteil in den Pelletheizungen genutzte Biomas-
se bleibt bei unserem Modell vom Zeitpunkt der Simulation bis 2050 relativ konstant und
übersteigt 800GWh

a nicht.
Für das untersuchte Jahr 2018 wurden 750GWh für das Biomasse-HKW und 50GWh für
die Pelletheizungen vorgegeben. Diese Vorgabe beruhte auf dem Ziel nicht mehr Biomasse
zu verbrauchen als anteilig für das betrachtete Gebiet längerfristig nachhaltig und gerech-
terweise zur Verfügung steht. Mit dieser Vorgabe wird außerdem vermieden, dass zunächst
Biomassekapazitäten aufgebaut werden, die später bei Abnahme des Wärmebedarfs nicht
mehr benötigt werden. Für die Pelletheizungen, die zusätzlich aus Umweltschutzgründen,
wegen der entstehenden Feinstaubbelastung zu begrenzen sind, führten die bedeuteten die
„erlaubten“ 50GWh eine Reduktion auf nur 10% ihres theoretisch simulierten Anteils. Die-
se Begrenzung vermeidet auch Versorgungsengpässe17 , die bei Pellets sonst zu erwarten
wären, wenn dezentrale Heizanlagen Brandenburgs groß�ächig darauf umgestellt werden.
Bei diesem Brennstoff handelt es sich um einen Reststoff aus der Forstwirtschaft und der
holzverarbeitenden Industrie, der relativ zu sonstiger Restbiomasse nur in kleinerem Um-
fang vorhanden ist18.
Diese Vorgabe von 50GWh verändert die Ergebnisse der Simulationsrechnung stark, die
ohne explizite Vorgabe keine Rohstoffverknappung oder Luftverschmutzung kennt und we-
sentlich mehr Pelletheizungen vorschlagen würde. Im Gegensatz hierzu verändert die Vor-
gabe einer Wärmeauskopplung von maximal 750GWh im Fernwärmegebiet die Ergebnisse
der Simulationsrechnung nur wenig.
Neben der direkten Verbrennung von Biomasse nutzen die simulierten Versorgungseinrich-
tungen Biogas, dessen Anteil am insgesamt verbrauchten Gas in den Jahren 2018 bis 2050

17Die reine Simulationsrechnung kennt zunächst keine Rohstoffbegrenzungen, sondern benötigt diese als
Vorgabe, bzw. als nachgelagertem Korrekturschritt.

18Pellets können sinnvollerweise nicht zusätzlich aus dem Rohstoff Holz gewonnen werden, denn es macht
energetisch und produktionstechnisch keinen Sinn, Holz zu Sägespänen extra dafür zu zerraspeln um diese
nachher wieder zu Pellets zu pressen.
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von 12% bis auf 50% steigt. Aufgrund des hohen Gasanteils am Primärenergieverbrauch ist
der Biogaseinsatz 2018 trotz des noch geringen Anteils im Gesamtgas in absoluten Zahlen
höher als 2050. Er übersteigt im betrachteten Zeitraum von 2018 bis 2050 niemals 540GWh

a .

5.2 Bioenergieverbrauch im Vergleich zum Bioenergiepotenzial der
Region

Aus dem bundesweit in der Leitstudie 2008 des BMU als nachhaltig beschriebenem pri-
märenergiebezogenem Bioenergie-Potenzial von 1450PJ

a (= 403:000GWh
a ) wurde nach land-

wirtschaftlicher Nutz�äche, Forst�äche und Einwohnerzahl für Brandenburg und Berlin ein
Anteil von ca. 34:000GWh

a ermittelt. Diese Angabe bezieht sich auf die Summe aller Formen
der Bioenergienutzung also insbesondere auf Biomasse zur direkten Verbrennung, auf Bio-
gas und Treibstoffe wie Biodiesel und Methanol. Das sich Energie aus Biomasse zu einem
größeren Anteil ineinander umwandeln lässt und sich eine gegebene landwirtschaftliche
Fläche wahlweise zur Biogas- oder Biotreibstoffproduktion nutzen lässt (je nach Boden
auch für Schnellumtriebsplantagen zur Holzgewinnung) erscheint diese summarische An-
gabe sicherer als die Angabe der einzelnen Summanten. Wie in Kapitel 3 dargestellt, ergibt
sich ein Biogaspotenzial von langfristig 13:250GWh

a , das allerdings 2018 noch nicht ausge-
baut sein dürfte. Bei einem, verglichen mit den letzten Jahren, weniger fossiertem Ausbau
der Biotreibstoffgewinnung ergibt sich eine mögliche Aufteilung des langfristigen Bioener-
giepotenzials der Region Brandenburg-Berlin gemäß folgender Tabelle19 die Verteilung
des Bioenergiepotentials auf die verschiedenen Energieformen ist in Tabelle 15 dargestellt.

Tabelle 15: Verteilung des Bioenergiepotenzials der Region Brandenburg-Berlin [GWh/a]

Verbrennung Biogas Treibstoffe Summe
Brandenburg 12:400 12:800 8:000 33:200
Berlin 350 450 0 800
Summe Region 12:750 13:250 8:000 34:000

Der Gesamtverbrauch an Bioenergie ergibt sich aus der Summe der Verbräuche von Biomasse-
HKW, Holzpelletheizungen und Biogas im Erdgas in den untersuchten Bezirken. Diese
liegt im Jahre 2018 bei 1:240GWh und steigt im betrachteten Zeitraum bis 2050 niemals

19Die vorgenommen Abschätzungen beziehen sich in dieser Studie auf die angegebenen Quellen und sind, wo
eigenständig abgeschätzt werden musste, insgesamt eher konservativ. Hiervon gibt es zwei Ausnahmen:
Zum einen wurde das Biogaspotenzial zu Ungunsten der anderen Bioenergieformen als höher angesetzt,
als es der jetzige Anteil erwarten lässt. Dies erscheint möglich und wünschenswert, weil sich Biomasse
mit höherer Ef�zienz in Biogas umwandeln lässt als in Biotreibstoff und weil gegenwärtig immer bes-
sere Verfahren zur Methanproduktion aus unterschiedlichen Rohstoffen entwickelt werden. Zum anderen
wurde beim Berliner Potenzial eine wesentlich verbesserte Erfassung, Sammlung und Nutzung biogener
Reststoffe vorausgesetzt als gegenwärtig üblich. Sollte sich dieses Ziel als zu hoch angesetzt erweisen,
ist der Ausfall im Vergleich zum Potenzial der Region dennoch gering. Auch bei dem relativ hochge-
steckten Ziel unserer Abschätzung beträgt der Anteil Berlins nur 2,3% des Gesamtpotenzials der Region
Brandenburg-Berlin.
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über 1:340GWh
a . Dies entspricht nur knapp 4% des Bioenergiepotenzials. Eine Übertragbar-

keit auf die anderen Bezirke Berlins und auf Brandenburger Städte ist damit gewährleistet.
Das Versorgungsmodell „wildert“ nicht in fremden Ressourcen. Folgende Tabelle stellt den
Biogasbedarf der simulierten Versorgungseinrichtungen von maximal 550GWh

a relativ zu
unterschiedlichen Potenzialen aus der Region dar:

Tabelle 16: Anteil des durch die simulierten Anlagen genutzten Biogases an verschiedenen
Potenzialen der Region

Herkunft Potenzial in [GWh
a ] Anteiliger Verbrauch

der Simulation
Berlin 450 122%
Reststoffe Brandenburg 5.000 11%
(Land- und Forstwirtschaft
sowie Siedlungsabfälle)
Energiep�anzen aus der 7.800 7%
Brandenburger Landwirtschaft
Summe Brandenburg/Berlin 13.250 4%

Wie zu vermuten wird deutlich, dass sich Berlin mit Biogas nicht selbst versorgen kann, die
Anforderungen aus der Simulation für die drei Bezirke würde das (relativ ambitioniert ge-
rechnete) Potenzial Berlins bereits überschreiten. Relativ zum Gesamtpotenzial Brandenburg-
Berlins beträgt der Bedarf der Simulation aber (wie auch bei der Gesamt-Bioenergie) nur
4%.

5.3 Biogas-Potenzial im Vergleich zu jetzigen Erdgas-Verbräuchen

Diese Zahlen sollen nicht die falsche Vorstellung aufkommen lassen, dass sich mit dem
doch sehr reichhaltigen Bioenergie-Potenzial die jetzige Bedarfsstruktur z.B. beim Erdgas
einfach ersetzen ließe. Ein Vergleich des (relativ ambitioniert angegebenen, vgl. Fußno-
te 19) Biogaspotenzials der Region von 13:250GWh

a mit dem Erdgasverbrauch der Region
von 59:499GWh zeigt, dass nur ca.1

4 des gegenwärtigen (2005) Verbrauchs ersetzt werden
kann. Dieser Verbrauch steigt gegenwärtig sogar noch an, was bei einer im nächsten Jahr-
zehnt zu erwartenden Erdölverknappung (bzw. Verteuerung) durch Substitutionsprozesse
weiterhin droht, wenn nicht erhebliche Bedarfssenkungen insbesondere im Heizenergie-
sektor erreicht werden.

5.4 Erdgasverbrauch

Um abschätzen zu können, welche Bedeutung der hier vorgesehene Bedarf des dezentralen
Ersatzes des HKW Klingenberg hat, wird er im Folgenden ins Verhältnis zum gegenwärti-
gen Erdgasverbrauch gesetzt. Die folgende Tabelle 17 gibt einen Vergleich des in der Studie
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vorgesehenen Erdgasverbrauchs mit den gegenwärtigen Gesamtverbräuchen in der Region
und darüber hinaus.

Tabelle 17: Erdgasverbrauch der simulierten Einrichtungen relativ zu unterschiedlichen
Verbräuchen in der Region

Region Erdgasverbrauch Anteil der vor-
[GWh] geschlagenen Versorgung

Berlin 28:613 11;40%
Berlin/Brandenburg 59:449 5;50%
Bundesrepublik 897:016 0;36%
Europäische Union 4:367:000 0;07%
Vorgeschlagenes 3:250 100;00%
Versorgungsmodell

Es wird deutlich, dass die vorgeschlagene Versorgung der Bezirke Lichtenberg, Marzahn-
Hellersdorf und Friedrichshain-Kreuzberg nicht überproportional viel Erdgas benötigen
wird. Der tatsächliche Mehrverbrauch durch den Vorschlag beschränkt sich auf den fern-
wärmeversorgten Bereich, der gegenwärtig hauptsächlich mit Kohle beheizt wird. Für die-
se Verbraucher und errechnet die Simulation 1:923GWh im Jahre 201820 , d.h. 3,2% des
Berlin-Brandenburger Verbrauchs von 2005. Im Zeitraum der Erstellung der Studie ist Vat-
tenfall umgeschwenkt und geht davon aus, den relativ geringen Mehrverbrauch ohne Pro-
bleme beziehen zu können. Relativ mit dem Gesamtverbrauch an Erdgas in der Bundes-
republik und erst Recht in der Europäischen Gemeinschaft ist der Mehrverbrauch durch
die hier vorgeschlagene Erdgaslösung erwartungsgemäß relativ unbedeutend. Die bedeutet
nicht, dass bei entsprechenden Entscheidungen regional beliebig auf Erdgasanlagen gesetzt
werden kann, aber es verdeutlicht, dass die Versorgungssicherheit auf europäischer und
nationalstaatlicher Ebene sichergestellt werden muss.

6 Zeitliche Entwicklung von Wärmebedarf und
Energieverbrauch bis 2050

6.1 Entwicklung des Wärmebedarfs

Der gegenwärtige Heizwärmebedarf incl. Warmwasser im Einzugsgebiet vom HKW Klin-
genberg liegt laut Simulation (berechnet über die statistischen Gebiete der untersuchten
Bezirke mit ihren Stadtstrukturtypen und den darin vorkommenden Haustypen) bei ca.
150kWh

m2� a. Hierbei ist der Bedarf im Fernheizungsgebiet mit 139kWh
m2� a niedriger als in den

dezentral versorgten Bereichen mit 160kWh
m2� a, was aufgrund des durchschnittlich höheren Sa-

nierungsgrades in den Großsiedlungen sowie des größeren Anteils an Einfamilienhäusern
im dezentralen Bereich einleuchtend ist. Ausgehend von einem gleichmäßigen Voranschrei-
ten der Sanierungen, insbesondere bei den zum betrachteten Gebiet gehörenden Altbauten
20Bis 2050 fällt der Erdgasverbrauch im Fernwärmegebiet danach bis auf 436 GWh ab.
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und Ein- und Zwei-Familienhäusern, die jetzt noch einen niedrigeren Sanierungsstand auf-
weisen, ist in den nächsten 10 Jahren nach unserer Simulation mit einem Absinken des Be-
darfs auf 138kWh

m2� a auszugehen. Dies deckt sich mit anderen Untersuchungen zum Wärme-
markt in Berlin21. Der Bedarf der betroffenen Haushalte und Kleinverbraucher, summiert
sich 2018 zu einem Jahresverbrauch von 4:033GWh. In den nächsten zehn Jahren werden
die Einsparungen mit 9,5% aufgrund des bereits bestehenden relativ hohen Sanierungsstan-
des der Plattenbausiedlungen also voraussichtlich relativ gering ausfallen. Danach erwarten
wir aufgrund der dann notwendig werdenden energetischen Sanierungen hin zum Niedrig-
bzw. Passivhausstandard aber eine stärkere Reduzierung des Wärmebedarfs. Technisch ist
diese, wie auch die Sanierung auf Niedrigenergiehausstandart (ca. 40kWh

m2� a) beim Plattenbau
in der Schulze-Boysen-Straße 35/37 der HoWoGe verdeutlicht, schon jetzt kein Problem.
Der sparsamste Block im Einzugsbereich von Klingenberg liegt bei 60kWh

m2� a. In der Studie
wird für 11-geschössige sanierte Platte im Mittel 86kWh

m2� a angenommen. Um abzuschätzen,
wohin die rechtlich vorgegeben Einsparungen gehen werden genügt ein Blick in die gültige
EnEV 2007, sowie deren geplanten Fortschreibungen 2009 und 2012. Ein durchschnittli-
cher Berliner Plattenbau mit einem A/V-Verhältnis< 0;5 bis < 0;4 hat schon nach der
gültigen EnEV 2007 einen maximalen Jahresprimärenergiebedarf von nur 80 bis 90kWh

m2� a.
Für Sanierungen im Bestand bedeutet dies, dass 110 bis 130kWh

m2� a erreicht werden müssen.
Bezogen auf den Heizenergieverbrauch ergeben sich Werte (je nach Primärenergiefaktor)
von 80 bis 100kWh

m2� a. Bereits bei den vorliegenden konkreten Planungen für die EnEV 2009
wird dieser Wert um ein Drittel reduziert, d.h. auf ca. 60kWh

m2� a. In der EnEV 2012 ist eine wei-
tere Reduzierung um ca. ein Drittel geplant, was heißt, dass für Neubauten bereits in fünf
Jahren 40kWh

m2� a erreicht werden müssen, was Niedrighausstandard entspricht. Bezogen auf
den jetzigen Verbrauch bedeutet das eine Reduktion um 80kWh

m2� a bei den Plattenbauten sogar
um 110kWh

m2� a bezogen auf das jetzige Mittel im Bestand aller Gebäude. Die vorgegebenen
Einsparungen liegen damit bei 66 bzw. 73%. Entsprechend der Sanierungs- und Neubauzy-
klen von Gebäuden, wird es mehrere Jahrzehnte dauern, bis sich dieser Heizenergiebedarf
im Bestand durchgesetzt hat. Es ist davon auszugehen, dass auch die EnEV 2012 nicht das
Ende der Energiespargesetzgebung darstellt, sondern bereits einige Jahre später der Passiv-
hausstandart verp�ichtend werden wird. In dieser Studie wird davon ausgegangen, dass der
mittlere Heizenergiebedarf mit 50kWh

m2� a in 2050 noch bei 33% vom jetzigen bzw. bei 36%
des für die Berechnung unseres Modells für die dezentrale Versorgung im Jahre 2018 an-
genommenen beträgt. Eine wesentliche Planungsaufgabe für das versorgungssichere Wär-
meangebot nicht nur im Einzugsgebiet Klingenberg für die nächsten 40 Jahre wird darin
bestehen, diesen Rückgang des Bedarfs - mit entsprechenden Sicherheitsreserven - abzu-
bilden. Hierzu sind kleine und dezentrale Anlagen mit kürzeren Abschreibungszeiträumen
mit Sicherheit besser in der Lage als zentrale Großheizkraftwerke. Folgende Gra�k gibt den
abgeschätzten Verlauf des Wärmeenergiebedarfs in den untersuchten Bezirken wieder:

21Insgesamt geht Pavel in seiner Studie des DIW zum Wärmemarkt Berlin in den Jahren von 2007 bis 2020
von einem Rückgang des Wärmeverbrauches um insgesamt 11% aus. Der Bedarf soll demnach gegen-
wärtig um jährlich 0,5%, ab 2010 um 0,9% und ab dem Jahr 2015 um 1,0% jährlich sinken. Dem Erdgas
wird dabei noch eine leichte Zunahme, insbesondere durch die Substitution von Erdöl um insgesamt 2,5%
zugestanden.
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6.2 Entwicklung des Energieverbrauchs

Bei der Studie wurde von einem Primat der Erneuerbaren Energien ausgegangen und darauf
geachtet, dass deren Ausbau zukunftsfähig zu erfolgen hat. Tabelle 18 gibt den Anteil der
einzelnen Energieträger in der Simulationsrechnung an der Deckung dieses Bedarfs wieder
(bis auf Strom als Primärenergie angegeben).

Tabelle 18: Energiebedarf der simulierten Anlagen nach Energieträgern [GWh/a]

Erdgas 3.253
Biogas 444
Biomasse (HKW und Pelletheizungen) 763
Solarthermie 63
Strom für Elektro-Wärmepumpen 581
bei einer Stromproduktion
in HKW, BHKW und m-KWK
von 665 GWh 581

Die Bioenergienutzung wurde so ausgelegt, dass sie bereits 2018 weitgehend abgeschlossen
ist. Hierbei wurde darauf geachtet, dass sie in der geplanten Größenordnung zum einen
nachhaltig verfügbar ist und zum anderen aber auch langfristig benötigt wird (vgl. Kapitel
4).

Bei der Solarthermie wurde demgegenüber von einem langsameren Ausbau, entsprechend
der Sanierungs- und Neubauzyklen ausgegangen. 2018 liegt der Ausbaugrad demnach erst
bei gut 25% und steigert sich bis 2050 auf 80%. Er deckt dann mit 184GWh

a über 12% des
dann noch bestehenden Wärmebedarfs in Höhe von 1:495GWh

a . Erdgas als einziger ein-
gesetzter fossiler Brennstoff deckt in den Ausbaustufen 2018, 2030 und 2050 jeweils die
Lücke, die nach erfolgter Absenkung des Bedarfs, Reduzierung des Stromanteils (bei den
Wärmepumpen) und Ausbau der Erneuerbaren Energien verbleibt. Diese „Lücke“ macht
2018 mit 3:253GWh noch den Großteil (64%) des Verbrauches aus. Bis 2050 sinkt der
Erdgasverbrauch (ohne Biogas) von 2:105GWh auf 460GWh und somit auf 14%. Biogas
wurde in der Simulation nicht einzeln betrachtet, sondern als steigender prozentualer An-
teil im Erdgas. Der abgeschätzte Verbrauch in den Jahren bis 2050 pendelt ab 2018 um
250GWh. Er ergibt sich aus dem einerseits insgesamt sinkenden Gasverbrauch und dem
andererseits steigenden Biogasanteil. Die Gra�k 6.1 gibt den Verlauf des Verbrauchs der
einzelnen Energieträger wieder (bis auf Strom als Primärenergie angegeben). Hierbei wur-
de zum Vergleich die Simulationsrechnung auch für den heutigen Energiebedarf (2008)
durchgeführt.

Ausgehend von den in der Simulation untersuchten Technologien ergibt sich eine Auf-
schlüsselung derselben Verbrauchskurve wie sie in Abb. 6.2 aufgezeigt ist:

Die Erneuerbaren Energien insgesamt erreichen nach unserem Modell mit 1:269GWh
a in der

Simulationsrechnung für 2018 bereits 87% ihres langfristigen Ausbaugerades. Ihr Anteil
steigt aufgrund des sinkenden Wärmebedarfs von 28% in 2018 auf 76% in 2050. Gra�k 6.3
verdeutlicht noch einmal den wachsenden Anteil an Erneuerbaren Energien in dem Modell.
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Solarwärme kommt hier nur auf knapp 10%, da die Gra�k Primärenergieanteile vergleicht.
Tatsächlich werden 12% des Wärmebedarfs solar gedeckt.

Abb. 6.1: Verlauf des Verbrauchs verschiedener Energieträger

Abb. 6.2: Verlauf des Verbrauchs verschiedener Energieträger
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Abb. 6.3: Verlauf des Verbrauchs verschiedener Energieträger

7 Fazit

Der sich aus der Studie ergebender Verbrauch an Bioenergie ist langfristig nachhaltig und
erlaubt aus Sicht des Potenzials der Region den Ausbau ähnlicher Konzepte in anderen
Bezirken Berlins oder Städten Brandenburgs. Nur 4% des abgeschätzten langfristigen Bio-
energiepotenzials werden für die simulierten Versorgungseinrichtungen benötigt. Relativ
ambitioniert ist in dieser Teilstudie die vorgesehene Produktion an Biogas, was aber auf-
grund des relativ zum Brandenburg-Berliner Potenzial sehr geringen Bedarfs der simulier-
ten Versorgungseinrichtungen (auch vom Biogaspotenzial werden nur 4% benötig) keinen
Ein�uss auf die Versorgungssicherheit hat. Das Biogaspotenzial wurde zu ungunsten der
Biotreibstoffe wie auch der direkten Verbrennung relativ hoch angesetzt, weil sich hier ge-
genwärtig Technologieentwicklungen ergeben, die die Umsetzung unterschiedlicher Arten
von Biomasse in Biogas ermöglichen und weil die Biogasproduktion i.d.R. wesentlich ef-
�zienter ist als die Produktion von Biotreibstoffen. Im Bereich der Solarenergie konnte die
Angabe aus der Eco�s-Studie bestätigt werden, wonach sich längerfristig 12% des Wärme-
bedarfs solarthermisch decken lassen. In unserer Studie wurde dieser Wert 2050 erreicht,
wozu ein solarer Ausbaugrad von 80% notwendig ist. D.h. 80% aller in Frage kommenden
Dach�ächen würden dann zur Gewinnung von Solarwärme genutzt. Die Nutzung von Erd-
gas als fossiler Brennstoff bringt aufgrund seiner geringeren CO2-Bilanz gegenüber Kohle
und Erdöl eine direkte Verringerung der Klimawirksamkeit unseres Energieverbrauchs. Ge-
genüber Erdöl ermöglicht Erdgas zudem einen Übergangszeitraum von zusätzlichen 20-30
Jahren bevor aufgrund der „Peak-Oil-, bzw. -Gas-Problematik“ mit ernsthaften (d.h. nicht
politisch oder spekulativ begründeten) Versorgungsengpässen und dauerhaft hohen Welt-
marktpreisen zu rechnen ist. Die Versorgungssicherheit der simulierten Versorgungsein-
richtungen mit Erdgas ist also mit Sicherheit gegeben. Voraussetzung für eine mittelfristige
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Versorgungssicherheit Europas ist allerdings die Nutzung der Erdgasvorräte im Nahen und
Mittleren Osten. Da die Vorräte der EU und Norwegens zur Neige gehen, droht sonst eine
einseitige Abhängigkeit von den russischen Exporten und bei steigendem Verbrauch würde
auch die objektive Situation bei Versorgung und Reserven Europas bald nicht mehr besser
sein als beim Erdöl. Biogas ist bei den jetzigen Verbrauchsstrukturen und -volumina ein re-
levanter (und für den Wärmemarkt der wichtigste) Erneuerbarer Energieträger. Biogas kann
aber den jetzigen Erdgas und Steinkohleverbrauch nicht ersetzen. Bezüglich der Wärme-
versorgung wird es daher mittelfristig im Wesentlichen zu einer Ablösung des „Übergangs-
energieträgers“ Erdgas durch das Passiv-Haus kommen müssen. Die dann verbleibenden
Reste beim Wärmebedarf können durch Biogas gedeckt werden.
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A Nachtrag: Holzpellets in Ansatz 2

Die Verwendung von Holzpellets als nachwachsender Rohstoff wird in der Zukunft eine
wirtschaftliche Alternative zu fossilen Energieträgern darstellen. Da in dieser Studie der
Fokus auf der Verwendung regenerativer Energien liegt, und diese Energiequelle in Ansatz
2 nicht berücksichtigt wird, soll ergänzend dargestellt werden, welche Auswirkungen die
Nutzung von Pellets auf die Ergebnisse hat. Eine zusätzliche Berechnung zeigt auf, welche

Abb. 1.1: Anteile der Stromproduktion in den verschiedenen Berechnungen

Abb. 1.2: Spezi�sche CO2-Emissionen der Berechnungsansätze

CO2-Emissionen durch die Anwendung von Holzpellets im 2. Berechnungsansatz einge-
spart werden können.
In dieser Berechnung (im Folgenden Ansatz 3) wird die verfügbare Energiemenge von
Holzpellets (50GWh) für die Wärmebereitstellung verwendet. Dabei ersetzen die Pellets-
heizungen die von einem der Gas-Kraftwerke aufgebrachte Energiemenge. Es zeigt sich,
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dass die benötigte Primärenergiemenge für die Versorgung abnimmt. Da die Pelletsheizun-
gen keine Kraftwärmekopplung betreiben ist der Anteil an PE, der zuvor für die Stromaus-
kopplung herangezogen wurde, nun nicht mehr erforderlich. Der Primärenergieverbrauch
sinkt somit um 25GWh auf 6790GWh. Der Stromanteil in der Erzeugung sinkt bei der Ver-
wendung der Pellets um 0;3% auf 31;6%. Diese Verringerung ist in Abb. 1.1 dargestellt.
Da nachwachsende Rohstoffe als CO2-neutral gewertet werden, sind dementsprechend die
vermiedenen Emissionen, die das Gas-Kraftwerk für die gleiche Wärmebereitstellung be-
nötigt hätte, als Ergebnisgröße zu bewerten. Diese belaufen sich, mit Berücksichtigung der
nebenbei hergestellten Strommenge von 26;3GWhel, auf ca. 16:500t. Die CO2-Bilanz des
Gesamtsytems verbessert sich durch die Verwendung von Holzpellets um knapp 1%. Wie
in Abb. 1.2 zu sehen ist, sinkt die spezi�sche CO2-Emission auf 214;3 t

GWh.
Die Verwendung von Kleinanlagen zur Wärmebereitstellung zieht den Nachteil nach sich,
dass der Preis der Versorgung steigt. Auf den durchschnittlichen Gesamtpreis wirkt sich die
Nutzung von Pellets aufgrund des geringen Anteils jedoch wenig aus. In Ansatz 2 wurden
11;4 Eur

kWh errechnet, dieser Wert erhöht sich im 3. Ansatz auf 11;44Eur
kWh.
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